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I . Titel ,

Von ſtrafbaren Handlungen , und den Perſonen ,

welche den Strafgeſetzen unterworfen ſind .

§. 1.

Die Begehung oder Unterlaſſung einer Handlung iſt nur (Strafbare Pand-
in ſo fern peinlich oder bürgerlich ſtrafbar , als ſie

vorher von einem Geſetze mit peinlicher oder bürgerlicher

Strafe bedroht iſt .

§. 2.

Den Beſtimmungen des gegenwärtigen Strafgeſetzbuches DemGtrefaereke
ſind alle Unterthanen des Staats unterworfen , auch Perſonen .

die Militärperſonen ,in ſo weit die Militärſtrafgeſetze

nicht beſondere , davon abweichende , Vorſchriften enthalten .

§. 3.

Seder , melher innerhalb der Grenzen des Großher⸗ Eear RN
zogthums eine ſtrafbare Handlung verübt , wird , er ſey land .

Inländer oder Ausländer , nach den inländiſchen

Strafgeſetzen gerichtet .

§. 4.

Auch wegen der im Auslande verübten Handlungen Im Ausland.
ſteht der Inländer unter den Strafgeſetzen des In⸗

landes .

Wird jedoch die Handlung nach den ausländiſchen

Geſetzen milder oder gar nicht beſtraft , ſo trifft auch den

1
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2 I . Titel . Von ſtrafbaren Handlungen , und den Perſonen ꝛc .

Inländer die mildere oder gar keine Strafe , in ſo fern
nicht die That gegen das Inland oder einen Inländer
verübt wurde , oder der Thäter ſich , um die inländiſchen
Geſetze zu umgehen , zur Verübung der That in das Aus⸗

land begeben hatte .

§. 5.

Der Ausländer wird auch wegen der im Auslande

gegen das Inland oder deſſen Behörden oder gegen
einen Inländer verübten Handlungen nach den inlän⸗

diſchen Strafgeſetzen gerichtet .
Wird jedoch die imAuslande gegen einen Inländer

verübte Handlung nach den ausländiſchen Geſetzen mil⸗

der oder gar nicht beſtraft , ſo tritt gegen den Ausländer

ebenfalls nur die mildere oder gar keine Strafe ein .

§. 6.

Kein Inländer kann wegen einer ſtrafbaren Handlung ,
ſie ſey im Inlande oder im Auslande verübt , einem auswär⸗

tigen Staate zur gerichtlichen Verfolgung oder Beſtrafung
ausgeliefert werden .

§. 7.

Wegen Handlungen des Inländers gegen einen aus⸗

wärtigen Staat oder deſſen Behörden , im Inlande

oder im Auslande verübt , können die Gerichte nur zufolge
einer von dem Juſttzminiſterium erhaltenen Ermächti⸗

gung eine gerichtliche Verfolgung oder Beſtrafung eintreten

laſſen .

§. 8.

Das Juſtizminiſterium kann dieſe Ermächtigung nur
in ſo fern ertheilen , als nach den Geſetzen des auswärtigen
Staates dieſelbe Handlung , von einem ſeiner Angehörigen
gegen das Großherzogthum oder deſſen Behörden
veruͤbt , ebenfalls gerichtlich verfolgt und beſtraft wird .
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II . Citel .

Von den Strafen .

f . Kapitel .

Peinliche Strafen .
n

§. 9.

Die peinlichen Strafarten ſind :

) . Todesſtrafe ;

2 ) lebenslängliche Zuchthausſtrafe ;

3 ) zeitliche Zuchthausſtrafe ;

4 ) Dienſtentſetzung .

§. 10 .

Die Todesſtrafe ſoll durch Enthauptung öffentlich 1. Lodesſtrafe .

Peinliche Stra⸗
fen.

vollzogen werden .

§. 44 .

Eine Schärfung der Todesſtrafe findet nicht Statt . Seſfaſſhagun⸗
S. 12 .

Gefangene , welche zu lebenslänglicher Zucht⸗ Perae
hausſtrafe verurtheilt find , werden in einem von den ferfe

übrigen Zuchtlingen abgeſonderten Raume des Zuchthauſes

verwahrt .
§. 13 .

Die Dauer der zeitlichen Zuchthausſtrafe wird in P aetneauat
den Strafurtheilen nach Jahren und Vierteljahren

beſtimmt , niemals in kleineren Zeittheilen .

§. 14 .

Gie fann niht auf weniger als drei Jahre erkannt wer⸗ Sire Dauer .

den , und nicht auf mehr als zwanzig Jahre , den beſon⸗

deren Fall zuſammentreffender Verbrechen allein

ausgenommen ( §. 150 ) .

1 .
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4 II . Titel . Von den Strafen .

§. 15 .

Ueberall , wo das Geſetz ohne das Beiwort lebens⸗

länglich von Zuchthausſtrafe ſpricht , iſt die zeitliche zu

verſtehen .

§. 16 .

Die Zuchthausgefangenen werden durch Zwang zu hars

ten Arbeiten innerhalb der Anſtalt angehalten , ſie
werden mit ſchmaler Koſt genährt , und tragen eine aus⸗

gezeichnete gleichförmige Kleidung .

§. 17 .

Es kann jedoch das richterliche Erkenntniß im einzelnen
Falle den zur Zuchthausſtrafe Verurtheilten wegen beſonderer
perſönlicher Verhältniſſe von dem Zwange zu harten

Arbeiten , oder von der Beſchränkung auf ſchmale Koſt
oder von Beiden zugleich ausnehmen .

§. 18 .

Die Zuchthausgefangenen dieſer Art ( §. 17 ) werden eben —

falls in einem von den übrigen Züchtlingen abgeſonderten
Raume des Zuchthauſes verwahrt .

§. 19 .

Als Folgen der Verurtheilung zu lebenslänglicher oder

zeitlicher Zuchthausſtrafe treffen den Verurtheilten Kraft
Geſetzes folgende Nachtheile :

40 der Verluſt des Adels , jedoch unbeſchadet der Rechte
ſeiner Ehegattin und der vor dem Strafurtheile erzeugten

Kinder ;
2 der Verluſt aller Ehrentitel , Würden , Orden

und anderer Ehrenzeichen ;
3 ) der Verluſt aller öffentlichen Aemter , namentlich

aller Hof⸗ , Staats⸗ , Kirchen⸗ , Gemeinde⸗ , Zunft⸗
und Stiftungsämter , ſo wie der Pflegſchaften oder

Vormundſchaften über andere , als über ſeine Kinder ;

ir
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II . Titel . Von den Strafen . 5

4 ) der Verluſt der Fähigkeit zur Erwerbung der

bisher genannten Rechte und Vorzüge ;

5 ) der Verluſt der Ruhegehalte und Penſionen ,

welche ihm aus der Staats - , einer Gemeinde⸗ oder

öffentlichen Stiftungskaſſe gereicht werden ; deß⸗

gleichen ſolcher Ruhegehalte und Penſionen , die er

aug einer ſtandes - oder grundherrlichen Kaſſe in

feiner Eigenſchaft als öffentlicher Diener bezieht ;

6 ) der Verluſt aller ſtaats - und gemeindebürger⸗

lichen Rechte der Wahl und der Wählbarkeit .

§. 20 .

Im beſonderen Falle können jedoch dem Verurtheilten die

im vorhergehenden §. 49 Nr . 1, 2 , 4 und 6 bezeichneten

Nachtheile , oder einzelne derſelben , durch das Strafer⸗

kenntniß erlaſſen werden .

§. 21 .

Ferner ſind die Gerichte ermächtigt , im beſonderen Falle

auszuſprechen , daß die im §. 19 Nr . 1, 2, 4 und 6bezeich⸗

neten Folgen für die bürgerlichen Ehrenrechte nach Ablauf

von fünf Jahren , vom Tage der erſtandenen Strafe an ,

oder wo auf Freiheitsſtrafe von längerer Dauer erkannt iſt ,

nach Ablauf einer weiteren Zeit von gleicher Dauer , durch

gerichtliches Erkenntniß wieder aufgehoben werden , wenn

ſich der Verurtheilte in dieſer Zeit keiner neuen von den Ge⸗

ſetzen mit Gefängniß oder einer andern höheren bürgerlichen

oder peinlichen Strafe bedrohten Uebertretung ſchuldig ge⸗

macht hat .

§. 22 .

Als weitere , im Straferkenntniß beſonders auszudrückende ,

Folge der zeitlichen Zuchthausſtrafe trifft den Ausl an⸗

der , nach Erſtehung derſelben , ferner lebenslängliche

Landesverweiſung .

Erlaſſung der⸗
ſelben .

Landesverwei⸗
ſung gegen Aus⸗

länder .



6 II . Titel . Von den Strafen .

§. 23 .

Perme g Das Gericht , von welchem der Verwieſene verurtheilt
worden ift , fann demſelben zu Beſorgung einzelner Ange⸗
legenheiten auf kurze Zeit die Erlaubniß zum Aufenthalt im

Großherzogthum ertheilen .

§. 24 .

4, Dientent Die Strafe der Dienſtentſetzung hat für den Berur -
r

theilten den Verluſt aller von ihm bekleideten oͤffentlichen
Aemter , und der davon abhängenden Rechte und Vorzüge zur

Folge .

§. 25 .

Folgenderſelben. Den zur Strafe der Dienſtentſetzung Verurtheilten treffen
überdieß alle weiteren Nachtheile , welche im §. 19 als Fol⸗
gen der Verurtheilung zur Zuchthausſtrafe bezeichnet ſind , in

ſo fern ihm nicht im beſonderen Falle nach Maßgabe des 8. 20

einzelne derſelben im Straferkenntniſſe erlaſſen werden .

§. 26 .

Unfähioteitaus Die Fähigkeit zur Wiederanſtellung im öffent⸗
lung, lichen Dienſt geht mit der Dienſtentſetzung in allen

Fällen Kraft Geſetzes verloren .

§. 27 .

Eidetanfähis!⸗ Eidesunfähigkeit und Unfähigkeit zum gericht⸗
lichen Zeugniß tritt als Folge der Verurtheilung zu pein⸗
licher Strafe nur in denjenigen Straffällen ein „ in welchen
das Urtheil in Folge beſonderer geſetzlicher Vorſchrift aus⸗

drücklich darauf erkannt hat .

§. 28 .

Wird dem zu peinlicher Strafe Verurtheilten im Wege
der Begnadigung die Strafe erlaſſen , ſo gelten eben

hierdurch auch deren Folgen ( SS. 19 , 22 , 25 , 26 und 27 ) für

LUN-
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II . Titel . Bon den Strafen . 7

aufgehoben , in ſo fern hierbei nicht das Gegentheil ausdrück⸗

lich beſtimmt wird .

Im Wege der Begnadigung können dieſelben auch nach

gänzlicher oder theilweiſer Vollziehung der Strafe

wieder aufgehoben werden .

eilt

ge⸗

§. 29 .

In allen Fällen der Verurtheilung zu peinlicher Strafe Voltzeſiche
Auf⸗

trs

jèn kann , wo nach Beſchaffenheit der That und der Perſönlich⸗

ur
feit des Thäters dieſer für die öffentliche Sicherheit beſonders

gefährlich erſcheint , zugleich auf Stellung unter polizei⸗

liche Aufſicht erkannt werden ; in Fällen der Verurthei⸗

lung zu bürgerlichen Strafen hingegen nur da , wo ſie

en das Geſetz beſonders gedroht hat .

ol⸗

in
§. 30 .

20
Die Stellung unter polizeiliche Aufſicht wird nicht Dauer derſelben .

auf weniger als ein Jahr , und nicht auf mehr als fünf

Jahre erkannt .

§. 31 .

i
Die Wirkungen der Stellung unter polizeiliche

mn
Aufſicht ſind folgende :

10 der unter polizeiliche Aufſicht Geſtellte darf ſeinen

Wohnort ohne Erlaubuiß des Ortsvorſtandes nicht über

Nacht verlaſſen , und zu einer über acht Tage dauernden

t ;
Abweſenheit wird die Genehmigung des Amtes erfordert ;

2 ) Wenn ſein Aufenthalt an einem beſtimmten Orte als

beſonders gefährlich erſcheint , ſo hat die Polizeibehörde auf

Erſuchen des Richters ſeinen Ausſchluß von dieſem Orte zu

verfügen ; endlich

3 ) ſteht den Gerichts ⸗ und Polizeibehörden die Befugniß

ye
zu , in ſeiner Wohnung zu jeder Zeit Hausſuchung zu halten .

Die Uebertretung der Vorſchriften Nr . 4 und 2 zieht die

H

t
im Geſetze ( § . —) beſtimmten Strafen nach ſich .

Wirkungen .



II . Titel . Von den Strafen .

§. 32 .

Alle rechtskräftigen Urtheile wodurch auf eine pein⸗
Strafurtheile . liche Strafe erkannt ift , werden in dem Gerichtsorte , ſo

wie bei Inländern in dem Wohnorte des Verurtheilten , bf -
fentlich angeſchlagen , und durch ein öffentliches Blatt zur
allgemeinen Kenntniß gebracht .

2 . Kapitel .

Bürgerliche Strafen .
§. 33 .

Bürgerliche Strafen ſind :
4) Arbeitshaus - und Feſtungsſtrafe ;
2 ) Gefängnißſtrafe ;
3 ) Dienſtentlaſſung ;
4 Entziehung öffentlicher Berechtigungen

oder eines öffentlichen und ſelbſtſtäͤndigen Ge⸗
werbbetriebs ;

5 ) Geldſtrafe und Confiscation einzelner Ge⸗
genſtände ;

6 ) Gerichtlicher Verweis .

§. 34 .
Arbeitshaus . Die Dauer der Arbeitshaus ſtrafe wird in den Straf⸗

urtheilen nach Jahren und Monaten beſtimmt , niemals
in kleineren Zeittheilen .

i

§. 35 .

Sie kann nicht auf weniger als ſechs Monate erkannt
werden , und nicht auf mehr als ſechs Jahre .

§. 36 .

Kleidung. Die Arbeitshausgefangenen tragen eine gleich⸗
förmige , ausgezeichnete , von jener der Zuchthaus⸗
gefangenen verſchiedene , Kleidun g.



II . Titel . Von den Strafen .

wE ASe $ : i
;

In der Verpflegung und übrigen Behandlung der

Arbeitshausgefangenen finden , im Vergleiche mit der Ver⸗

pflegung und Behandlung im Zuchthauſe , Erleichterungen
Statt ; auch können die Arbeitshausgefangenen , wenn ſie ſich
hiezu erbieten , zu Arbeiten außerhalb der Strafanſtalt ver⸗
wendet werden .

§. 38 .

Die Gefängnißſtrafe wird in den Kreis⸗ und den

Amts⸗Gefängniſſen vollzogen.

§. 39 .

Die Kreisgefängnißſtrafe kann nicht auf mehr als
ein Jahr , und nicht auf weniger alg vier Woden erz
fannt werden ,

Ihre Dauer wird in den Strafurtheillen innerhalb der gez
ſetzlichen Grenzen nicht in kleineren Zeittheilen als in Wochen
beſtimmt .

§. 40 .

Pflege und Be⸗
handlung .

2, Gefängniß⸗iafe

Kreisgefängniß .

Die Amtsgefängnißſtrafe kann nicht auf mehr als umtsgefängniß .
ſechs Wochen erkannt werden .

§. 41 .

Die in den Kreisgefängniſſen verwahrten Gefange⸗
nen werden innerhalb des Hauſes beſchäftigt , wobei den⸗
ſelben unter den mit der Einrichtung der Anſtalt verträglichen
Beſchäftigungsarten die Wahl gelaſſen werden ſoll .

§. 42 .

Den Gerichten iſt geſtattet , nach Erwägung der bürger⸗
lihen Verhältniſſe des Uebertreters im einzelnen Falle die
Vollziehung der Arbeitshaus - oder der Kreisgefäng⸗
nißſtrafe auf einer Feſtung oder in einer ihr gleichgeſtell⸗
ten Anſtalt anzuordnen , in fo fern niht mit der jetzt ver⸗

Beſchäftigung .

Eeſtungsſtrafe .



40 II . Titel . Von den Strafen.

wirkten Arbeitshausſtrafe die im §. 19 Wu, 2 4 und 6

bezeichneten Nachtheile verbunden ſind , oder dieſe Nachtheile
den Uebertreter in Folge einer früheren Verurtheilung ſchon

getroffen haben .

§. 43 .

Beſchältiaung Die Feſtungsſtrafgefangenen werden zu einer , ſoder Gefangenen . „ x 5 D BNSviel thunlich , ihren frühern Verhältniſſen angemeſſenen Be⸗

ſchäftigung angehalten , wobei denſelben , wenn es eine

Kreisgefängnißſtrafe iſt , welche in der Feſtung voll⸗

zogen wird , auch hier unter den mit der Einrichtung der

Anſtalt verträglichen Beſchäftigungsarten die Wahl gelaſſen
werden ſoll .

§. 44 .

Waltsbuneruſe Die Nachtheile für die bürgerlichen Ehren - und

Dienſt - Rechte , welche als Folgen der Verurtheilung zu

Zuchthausſtrafe Kraft Geſetzes eintreten ( §. 19 ) , treffen die

zu Arbeitshausſtrafe Verurtheilten nur in ſo weit ,
als ſie vom Richter in den Fällen des §. 45 im Urtheile

beſonders aus geſprochen werden .
Der Staatsregierung ſteht jedoch in allen Fällen gegen

die zu einer Arbeitshausſtrafe verurtheilten öffentlichen

Diener , ohne Unterſchied , ob ſie imArbeitshauſe oder

in der Feſtung vollzogen wird , das Recht zur Dienſt —

entlaſſung zu .

§. 45 .

Der Richter kann auf die Nachtheile für die bürger⸗

lihen Ehren⸗ und Dienſt⸗Rechte , welche als Folgen
der Zuchthausſtrafe Kraft Geſetzes eintreten §. 49 ) ,

gegen den zu Arbeitshausſtrafe Verurtheilten nur

erkennen : E i

4 ) in den Fällen , in welchen das Geſetz ihn dazu bez

ſonders ermaͤchtigt, und
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2) in den Fällen , welche vom Geſetze unbeſtimmt mit

Arbeitshaus - oder Zuchthausſtrafe bedroht ſind .

§. 46.
Die Strafe der Dienſtentlaſſung hat für den Ver⸗ d 2167

urtheilten den Verluſt aller von ihm bekleideten öffentlichen
Aemter und der dayon abhängenden Rechte ( § . 19 , Nr . 3

und 5) zur Folge .

§. 47 .

Das Urtheil beſtimmt zugleich die Zeit , innerhalb wether
der Entlaſſene zu einem öffentlichen Amte nicht wieder berufen
werden kann ; ſie darf nicht weniger als zwei , und nicht
mehr als fünf Jahre betragen .

§. 48 .

Die Entziehung öffentlicher Berechtigungen ament deinna
oder eines öffentlichen ſelbſtſtändigen Gewerbbetriebs pehtigungen
wird entweder für immer oder auf eine im Urtheile zu
beſtimmende Zeit von ſechs Monaten bis zu ſechs
Jahren erkannt .

§. 49 .

Eine Geldſtrafe darf den Betrag von Eintauſend 5) Geldſtrafe .
Gulden nicht überſteigen .

§. 50 .

Ein gerichtlicher Verweis wird dem Verurtheilten 6) Gerichtlicher
von dem Gerichte mündlich oder ſchriftlich ertheilt .

B . Kapitel .
Von den Schärfungen und dem Vollzug

der Strafen .

§. 51 .

Bei der zeitlichen Zuchthausſtrafe können folgende Schärfungen .

Schaͤrfungen eintreten :



Wiederholung .

12 II . Titel . Von den Strafen .

1. Einſame Einſperrung , ununterbrochen nicht auf

länger als einen Monat ;
2. Dunkel Arreſt , atortir niht auf länger als

vier Tage ;
3. Hunger Koſt , beſtehend in Waſſer und Brod , oder

in Waſſer und warmer Suppe , nach einander nicht mehr als

vier Tage , je um den andern Tag ;
4. Anlegung von Ketten , ununterbrochen nicht auf län⸗

ger als acht Tage bis vier Wochen ;
5. Verbindung der beiden letzten Schärfungen mit ein⸗

ander , oder Einer derſelben oderBeiderzugleich mit einer der

beiden Erſteren .

§. 52 .

Mit Ausnahme der Ketten können alle im §. 51 genann⸗
ten Schärfungen auch bei der Arbeitshaus - Feſtungs —
und Gefängnißſtrafe eintreten .

§. 53 .

Vor dem Ablauf einer Zwiſchenzeit , welche der Dauer

der Statt gehabten Schärfung gleichkommt , kann die näm⸗

liche Schärfung nicht wieder eintreten , der Dunkel Arreſt
nicht wieder vor Ablauf von drei Wochen .

§. 54 .

Die Zeit , durch welche die verſchiedenen Schärfungen ,
einzeln oder in Verbindung , zur Anwendung kommen , darf
bei Feſtungs⸗ oder Gefängnißſtrafen bis zu drei Monaten

nicht die Hälfte der Strafzeit überſteigen , und nicht ein

Drittheil derſelben bei Freiheitsſtrafen über drei Mo⸗

nate bi zu einem Jahre .

§. 55 .

Bei Freiheitsſtrafen von längerer als e in jähriger Dauer

finden die im 8. 51 genannten Schärfungen , einzeln oder in

Verbindung , im zweiten und den folgenden Jahren nicht

—



|
|
|
i

|
|

|

II . Titel . Bon den Strafen . 13

über viermal des Jahres , nach Ablauf von ſechs Jahren
aber jaͤhrlich nicht mehr als einmal Statt .

§. 56 .

Die Gefängniß⸗ und die Feſtungsſtrafe kann auch
dadurch geſchärft werden , daß dem Gefangenen das Recht
entzogen wird , ſich beſſere Koſt reichen zu laffen , mb zwar
entweder während der ganzen Strafzeit oder während eines

beſtimmten Theils derſelben .

§. 57 .

Bei allen Freiheitsſtrafen wird die S trafzeit von dem
Eintritt in die Strafanſtalt an gerechnet , und zwar ein

Tag zu vier und zwanzig Stunden , eine Woche
zu ſieben , ein Monat zu dreißig , ein Jahr zu drei⸗

hundert und fünf und ſechszig Tagen .

S. 58 .

Wenn während der Vollziehung einer Freiheitsſtrafe , wegen
Geiſtes - oder körperlicher Krankheit eines Straf —⸗
gefangenen , deſſen Verſetzung in eine öffentliche Heil⸗
anſtalt nothwendig wird ,ſo iſt die in der letzteren zum
Behufe der Herſtellung zugebrachte Zeit in ſeine Strafzeit
einzurechnen .

§. 59 .

Ebendaſſelbe gilt von der Zeit der gerichtlichen Haft , welche
ein während des Strafvollzugs auf gerichtliche Anordnung
aus der Strafanſtalt abgeführter Gefangener zu erſtehen hat .

§. 60 .

Vergehen der Gefangenen gegen die Hausordnun g oder
die Disciplinarvorſchriften der Strafanſtalt werden
von Disciplinarſtrafen getroffen , welche , wenn die

Vergehen von ſchwererer Art ſind , von der oberauffehenden
Behörde , in den leichteren Fallen aber von dem Borftande
der Strafanſtalt erkannt werden .

Berechnung der
Strafzei

Diseiplinar⸗
ſtrafen .
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§. 61 .

Als ſolche Disciplinarſtrafen kommen zur o und

zwar einzeln oder in Verbindung :
I . In allen Strafanſtalten :

) Einſame Einſperrung ;
2 ) DunkelArreſt ;
3 ) Hunger Koſt ;
4 ) Entziehung der Bettenz
5 ) Entziehung oder Beſchränkung der nach der

Hausordnung den Straͤflingen zukommendenVergünſtigungen ;
II . Im Zuchthauſe ferner die Anlegung von Ketten .

§. 62 .

Wenn der Strafgefangene , welcher ſich neuer Vergehen
gegen die Hausordnung oder die Disciplinarvorſchriften der

Anſtalt ſchuldig macht , bereits allen zuläßigen Schärfungen ,
aus denen die Disciplinarſtrafen beſtehen , unterworfen iſt ,

ſo wird die Beſtrafung dadurch bewirkt , daß deren Anwen⸗

dung in kürzeren als in den nach §. 53 —55 ſonſt zuläͤßigen

Zwiſchenräumen eintritt .

§. 63 .

Die Vorſchriften über die innere Einrichtung der An⸗

ſtalten für die Vollziehung der verſchiedenen Freiheitsſtrafen ,
uͤber die Art und das Maaß der Strafarbeiten , über

die Disciplin und die Anwendung der Disciplinar⸗

ſtrafen , über die Verpflegung der Gefangenen und

deren Abſonderung ,ſo wie über den Unterricht , wel⸗

cher denſelben ertheilt werden ſoll , ſind in beſonderen Ver⸗

ordnungen und Inſtructionen enthalten .

|
|

|



IIII . Tite .

Von der Zurechnung .

§. 64 .

Eine Uebertretung des Strafgeſetzes , welche dem Ueber —

treter weder aus dem Grunde eines rechtswidrigen Vor⸗

ſatzes , noch aus dem einer Fahrläßigkeit zur Schuld
zugerechnet werden kann , iſt ſtraflos .

§. 65 .

Die Zurechnung zur Schuld iſt ausgeſchloſſen durch jeden
Zuſtand , in welchem das Bewußtſeyn der Strafbarkeit
der Uebertretung , oder die Willkühr des Uebertreters auf⸗
gehoben iſt .

§. 66 .

guens peure nungs⸗
fähigkeit .

Gründe .

Nichtwiſ ſen des Strafgeſetzes ſchließt die geſetzliche Rechteunuiffen
Strafe nicht aus ; ebenſowenig Unwiſſenheit oder Irr⸗

thum in Anſehung der Art oder Größe der Strafe .

§. 67 .

Auch wird die Zurechnung weder durch die irrige Mei⸗ aeaee aeant
nung oder den Wahn , als ob die durch das Gefeg ver -

botene Handlung nah dem Gemiffen oder der Neli igion
erlaubt geweſen , noch durch die Beſchaffenheit des Bewe g⸗
grundes oder Endzweckes ausgeſchloſſen , um deſſen
willen der Entſchluß zur That gefaßt worden iſt .

§. 68 .

Dagegen faͤllt die Zurechnung einer an ſich unerlaubten

Handlung weg , wenn fie von dem Handelnden in einem nicht

durch eigenes ſtrafbares Verſchulden herbeigeführten Noth⸗

ſtande begangen wurde , um eine gegenwärtige , dringende ,

Nothſtand.



Raſerei u. ſ. w.

Verwirrung .

Taubſtumme .

Jugend .
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auf andere Weiſe nicht abwendbare Gefahr für ſein Leben ,
oder das Leben ſeines Ehegatten , oder eines Verwandten
oder Verſchwägerten in auf - oder abſteigender Linie ohne
Unterſchied des Grades , in der Seitenlinie bis zum zweiten
Grade einſchließlich , oder der Adoptiveltern oder Adoptiv⸗
kinder , der Pflegeltern oder Pflegkinder deſſelben abzu⸗

wenden .

§. 69 .

Zu den Zuſtänden , welche unter der Vorausſetzung des

§. 65 die Zurechnung ausſchließen , gehört hauptſächlich völ⸗

liger Blödſinn , Raſerei , Wahnſinn , Verrückt⸗

heit und vorübergehende gänzliche Verwirrung der Sinne

oder des Derlimanes: pni :

§. 70 .

Der Zuſtand vorübergehender Verwirrung der Sinne

oder des Verſtandes ſchließt jedoch die Zurechnung zur

Strafe dann nicht aus , wenn ſich der Thäter durch Getränke

oder andere Mittel abſichtlich in ſolchen verſetzt hatte , um

in demſelben ein im zurechnungsfähigen Zuſtande beſchloſſenes
Verbrechen auszuführen , oder wenn in Bezug auf die Hand⸗
lung , wodurch er ſich in jenen Zuſtand verſetzt hat , und die

darin verübte That die Bedingungen der Zurechnung zur

Fahrläßigkeit ( §. 87 ) vorhanden ſind .

è §. 71 .

Taubſtumme , deren Geiſteskräfte nicht ſo weit ent⸗

wickelt ſind , um die Folgen und die Strafbarkeit einer be⸗

gangenen Uebertretung einzuſehen , bleiben ſtraflos .

§. 72 .

Kindern , welche das zwölfte Jahr noch nicht zurück gez

legt haben , können Uebertretungen der Strafgeſetze in Bezug
auf die geſetzliche Strafe nicht zugerechnet werden .

Sie ſind wegen ſolcher Handlungen lediglich der haͤuslichen
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Züchtigung zu überlaſſen „vorbehaltlich der nöthigenfalls
polizeilich anzuordnenden Beſſerungsmittel .

§. 73 .

Ebendaſſelbe gilt auch von dem Minderjährigen yom zwölf -
ten big zum zurückgelegten ſechszehnten Jahre , in ſo fern ſich
im einzelnen Falle ergibt , daß er die zur Unterſcheidung der
Strafbarkeit der Handlung erforderliche Ausbildung noch
nicht erlangt hat . Andernfalls tritt bei Minderjährigen von
dieſem Alter Zurechnung zu geminderter Strafe in
folgender Art ein :

1) Statt der Todegz oder lebenslänglichen Zucht⸗
hausſtrafe wird auf ſechs⸗ bis achtzehnjaͤhriges Zuchthaus
erkannt , und jede zeitliche Freiheitsſtrafe um ein bis drei
Viertheile der ſonſt geſetzlich verwirkten Dauer herab⸗

geſetzt.
2 ) Es ſollen dieſe Strafen entweder in eigenen , für jugend⸗

liche Verbrecher beſtimmten Strafanſtalten oder zwar in den
ordentlichen Strafanſtalten , jedoch in abgeſonderten Räumen
vollzogen werden .

§. 74 .

Bei Minderjährigen , welche das ſechszehnte , aber noch
nicht das achtzehnte Lebensjahr zurückgelegt haben , tritt
an die Stelle der verwirkten Todesſtrafe lebenslängliches
Zuchthaus .

§. 75 .
Keiner Zurechnung unterliegen Uebertretungen , zu wel⸗

chen der Uebertreter durch unwiderſtehliche körper⸗
liche Gewalt genöthigtwordeniſt , oder durch Drohungen ,die mit einer gegenwärtigen und anders nicht abzuwendenden
Gefahr für Leib oder Leben des Genöthigten ſelbſt ,
oder des Ehegatten , oder eines Verwandten oder Verſchwä⸗
gerten , in auf⸗ oder abſteigender Linie ohne Unterſchied bes
Grades , in der Seitenlinie bis zum zweiten Grade ein⸗

2

Zwang .
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ſchließlich , oder der Adoptiveltern oder Adoptivkinder , der
Pflegeltern oder Pflegkinder deſſelben , verbunden waren .

§. 76 .

Fedinhaige
Die Anwendung von Eigenmacht zur Selbſtverthei⸗

digung gegen begonnene oder eben bevorſtehende rechts⸗

widrige Angriffe iſt unter der Vorausſetzung , daß die dro⸗

hende Gefahr weder durch Anrufung der obrigkeitlichen Hülfe,
noch durch andere dem Bedrohten bekannte Mittel , außer

der Eigenmacht , mit Sicherheit und ohne Nachtheil abge⸗

wendet werden kann, in folgenden Fällen erlaubt :

1) gegen alle gewaltthätigen , mit Gefahr für Leben , Ge⸗

ſundheit , Fretheit oder Ehre verbundenen Angriffe auf die

Perſon ſelbſt ;
2 ) gegen Gewaltthaten , welche auf Beſchädigung , Hin⸗

wegnahme , oder Zerſtörung von Vermögensgegenſtänden

gerichtet ſind ;

3 ) gegen denjenigen , welcher in eines Andern Beſitzthum

gewaltthätig einzufallen , einzubrechen , oder ſonſt auf un⸗

erlaubte Weiſe einzudringen ſucht .

§. 77 .

Ihre Gtraflofigr Die in ſolcher Nothwehr geſchehene Verletzung oder Töd⸗

tung des Angreifers , oder ſelbſt eines Dritten , wo dieſe un⸗

vermeidlich war , iſt ſtraflos , in ſo fern bei der Ausübung
die Grenzen rechtmäßiger Nothwehr nicht überſchritten ſind .

§. 78 .

m agitan Wer einem Andern , der ſich in erlaubter Nothwehr be —

findet , beiſteht , dem kommen dabei alle Rechte der Noth⸗

wehr , gleich dem Angegriffenen ſelbſt , zu Statten .

§. 79 .

Ihre Grenzen . In den Fällen Nr . 2 und 3 des C. 76 iſt die Anwendung
lebensgefährlicher Vertheidigungsmittel nicht erlaubt ,

in ſo fern dieſelben nicht mit dem Werthe, den das bedrohte

—

————

zos
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Gut für den Angegriffenen hat , in einem angemeſſenen Ver⸗
hältniſſe ſteyen , oder aus der Art des Angriffs oder anderen
dabei vorkommenden Umſtänden zugleich Gefahr für die Perſon
ſelbſt zu beſorgen iſt .

§. 80 .

Eine Ueberſchreitung der Grenzen der Nothwehr iſt vor⸗
handen :

10 wenn in den Fällen Nr . 2 und 3 des §. 76 lebensgefähr⸗
liche Vertheidigungsmittel angewendet worden ſind , ohne daß
eine der beiden im vorhergehenden §. 79 beſtimmten Voraus⸗
ſetzungen vorhanden war ;

2 ) wenn da , wo der Gebrauch eines gelinderen oder we⸗
niger gefährlichen Vertheidigungsmittels hinreichend , und
dem Angegriffenen möglich war , derſelbe gleichwohl ein
haͤrteres oder gefährlicheres gebrauchte ; oder

J ) wenn der Angegriffene im Gebrauche des an ſich ſtatt⸗
haften Mittels freiwillig weiter ging , als zum Zweck der
Abwendung der drohenden Gefahr erforderlich war .

§. 81 .
Wenn eine Ueberſchreitung eingetreten iſt , ſo hat das Ge⸗

richt nach den Umſtänden des einzelnen Falles zu beurtheilen,
ob ſolche zum böſen Vorſatz oder bloß zur Fahrläßig⸗
keit oder gar nicht zur Strafe zuzurechnen ſey .

§. 82 .
Wenn aus der Beſchaffenheit des Orts , der Zeit , der

Perſonen , der Art des Angriffs , der Waffen oder
aus anderen Umſtänden mit Wahrſcheinlichkeit ſich er⸗
gibt , daß der Angegriffene unter der Einwirkung von Ueber⸗
raſchung oder Furcht , im Zuſtande geſtörter Beſonnenheit ,
das Maaß erlaubter Vertheidigung überſchritten hat , ſo wird
ihm ſolche Ueberſchreitung nicht zur Strafe zugerechnet .

2 .
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§. 83 .

Deßgleichen . ] Ebenſowenig tritt Strafe ein , wenn während der Gegen⸗

wehr des Angegriffenen aus dem Gebrauch eines an ſich er⸗

laubten , und den Umſtänden gemaͤß angewendeten , Ver⸗

theidigungsmittels eine größere Beſchaͤdigung des Angreifers

entſtanden iſt , als zur Abwehr erforderlich , und von dem An⸗

gegriffenen beabſichtigt war .

—

———



IV . Titel .

Von dem Vorſatze und der Fahrlaͤßigkeit, von

Vollendung und Verſuch , von Urhebern und

Gehuͤlfen.

§. 84 .

Jede den Strafgeſetzen zuwiderlaufende Handlung , zu
welcher fich der Handelnde abſichtlich beſtimmt hat , und jeder
ſtrafbare Erfolg derſelben , worauf ſeine Abſicht gerichtet
war , wird ihm zum Vorſatz zugerechnet .

§. 85 .

War die Abſicht des Handelnden nicht ausſchließlich auf,
einen beſtimmten Erfolg gerichtet , ſondern unbeſtimmt
auf einen oder den anderen von mehreren möglichen Er⸗

folgen , ſo wird ihm derjenige davon zum Vorſatz zu⸗
gerechnet , welcher wirklich eingetreten iſt .

§. 86 .

Vorſatz .

alternativer
Borſah.

Hat der Erfolg einer vorſaͤtzlichen Handlung wegen Irr⸗ Verletzung einer

thum oder Verwechslung eine andere Perſon oder eine

andere Sache getroffen , als worauf die Abſicht des Han⸗
delnden gerichtet war , ſo wird ihm die Lhat mit dem wirt -

lich eingetretenen Erfolg in ſo weit zum Vorſatz zugerechnet ,
als durch die Verſchiedenheit zwiſchen der verletzten Perſon
oder Sache , und derjenigen , auf welche die Abſicht des

Handelnden gerichtet war , nicht ein ſchwereres Verbrechen
begründet wird .

§. 87 .

Wer eine Handlung begeht , oder eine Handlung , zu der

er rechtlich verpflichtet war , unterläßt , woraus ohne ſeine

anderen Perſon
oder Sache .

Fahrläßigkeit.
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Abſicht eine Rechtsverletzung entſpringt , die er nach all⸗

gemeiner Erfahrung oder nach ſeiner beſonderen Kennt⸗

niß vorherſehen konnte und zu vermeiden vermocht

hätte , wird dafür nur in den Fällen beſtraft , in welchen das

Geſetz die Fahrläßigkeit namentlich mit Strafe be⸗

droht hat .

———

AA

§. 88 .

Wenn aus einer Handlung , welche auf einen beſtimmten ,

asand Fohe vom Handelnden beabfichtigten , Erfolg gerichtet war , ein

anderer von ihm niht beabfichtigter Erfolg hervorging , fo
wird ihm die That in Bezug auf den beabſichtigten M

Erfolg zum Vorſatz , in Bezug auf den eingetretenen anz

deren Erfolg aber zur Fahrläßigkeit zugerechnet , vor⸗

ausgeſetzt , daß im einzelnen Falle die Bedingungen der

Strafbarkeit der Fahlaͤßgkeit ( §. 87 ) vorhanden ſind .

§. 89 .

oea rafe ten Die volle , im Geſetze einem Verbrechen gedrohte , Strafe
Verbrechens . findet nur dann Anwendung , wenn daſſelbe vollendet iſt .

§. 90 .

roeit Cin Berbrehen , zu deffen Begriff das Gefeg einen bez

ſtimmten Erfolg fordert , ift erſt mit dem Eintritt dieſes
Erfolgs als vollendet anzuſehen .

—

—

—

S 91 .
g

\ F

emeng Handlungen , wodurch die Ausführung eines beabſich⸗
tigten Berbreheng angefangen worden ift , find ale e ntz

fernter Verſuch dieſes Verbrechens zu beſtrafen .

§. 92 .

Vorbereitung . Handlungen , wodurch die Ausführung eines beabſichtigten
Verbrechens ert vorbereitet , aber noh niht ange⸗

fangen wurde , unterliegen keiner Strafe , die Fälle aus⸗

genommen, für welche beſondere Geſetze das Gegentheil
anordnen .
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§. 93 .

Beſteht die Vorbereitungshandlung ſelbſt aus einer ſchon
an ſich ſtrafbaren That , ſo tritt die hierdurch verwirkte

Strafe ein .

§. 94 .

Wegen Handlungen , wodurch die Ausführung eines be⸗

abſichtigten Verbrechens vorbereitet wurde „ welches vom

Geſetz im Fall der Vollendung mit Todes - oder Zucht⸗
hausſtrafe bedroht iſt , kann gegen den Urheber derſelben ,
in ſo fern er für die öffentliche Sicherheit beſonders ge⸗
fährlich erſcheint , die Stellung unter polizeiliche Aufſicht
auf ein Jahr bis fünf Jahre erkannt werden .

§. 95 .

Die Strafe des Verſuchs fäͤllt nicht weg , wenn der Han⸗ „ ea ,delnde zur Ausführung des beabſichtigten Verbrechens aus AREE
Verwechslung oder Irrthum ſich eines untauglichen oder Mamed
Mittels bedient hat , während erein an und für ſich taug⸗
liches anzuwenden glaubte .

§. 96 .

Hat dagegen der Handelnde aus Unverſtand oder u. S Unvere
abergläubiſchem Wahn zur Ausführung des beabſich⸗ Aberglauben .

tigten Verbrechens Mittel gebraucht , welche dazu unter

keinerlei Umſtänden dienlich ſeyn koͤnnen, ſo bleiben
die Verſuchshandlungen ſtraflos .

§. 97 .

Hat der Thäter Alles gethan , was von ſeiner Seite zur Nächſter Verſuch
Vollendung des beabſichtigten Verbrechens nothwendig war ,
ift jedoch der zum Begriffe des vollendeten Verbrechens er —

forderliche Erfolg aus Urſachen nicht eingetreten , welche
ihren Grund nicht in ſeinem Willen , noch in ſeiner eigenen
Handlungsweiſe hatten , ſo iſt die That als nächſter Ver⸗

ſuch des beabſichtigten Verbrechens zu beſtrafen .
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Strafe : a. des
entfernten Ver⸗

ſuchs.

b. des nächſten .
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§. 98 .

Die Strafe des entfernten Verſuchs darf bei zeit⸗
lihen Freiheits - undbei Geld⸗Strafen niemals ein

Drittheil der Strafe überſteigen , welche im Falle des

vollendeten Verbrechens eingetreten wäre , nicht
zwölf Jahre Zuchthaus , wenn im Falle der Vollendung
Todesſtrafe , und nicht acht Jahre Zuchthaus , wenn

im gleichen Falle lebenslängliche Zuchthausſtrafe ein⸗

treten würde .

§. 99 .

Die Strafe des nächſten Verſuchs darf nicht weniger
als zehen Jahre Zuchthaus betragen , wenn im Falle des

vollendeten Verbrechens Todesſtrafe , nicht weniger
als ſechs Jahre Zuchthaus , wenn in gleichem Falle Lebeng

längliche Zuchthausſtrafe eintreten würde , und bei zeit⸗
lihen Freiheits - und Geld⸗Strafen niemals weniger
als ein Viertheil derjenigen Strafe , die im Falle der Bol -

lendung eingetreten wäre .

§. 100 .

Wenn die durch den nächſten Verſuch verwirkte Frei⸗
heitsſtrafe im einzelnen Falle weniger beträgt , als das

niederſte geſetzliche Maaß der für das vollendete Berz

brechen gedrohten Strafart , ſo iſt die nächſte gelindere
Strafart anzuwenden .

§. 101 .

Der Verſuch einer ſtrafbaren Handlung , welche im Falle
der Vollendung die Strafe der Dienſtentſetzung zur

Folge hat , wird von der Strafe der Dienſtentlaſſung ,
oder von Gefängniß bis zu ſechs Wochen , oder von

Geldſtrafe bis zu dreihundert Gulden getroffen .

§. 102 .

Der Verſuch einer ſtrafbaren That , welche im Falle

———

—

—
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der Vollendung die Strafe der Dienſtentlaſſung oder
der Entziehung einer öffentlichen Berechtigung oder

eines Gewerbbetriebs zur Folge hat , wird von Ge⸗

fängnißſtrafe bis zu vier Wochen oder von Geld -

ftrafe bis zu dreihundert Gulden getroffen .

§. 103

Iſt der Thäter nach unternommenen Verſuchshandlungen
wegen eingetretener Reue oter aug irgend einem anderen

Beweggrunde von der wirklichen Vollführung der That
freiwillig wieder abgeſtanden , ſo ſind die Verſuchshandlungen
als ſolche ſtraflos .

Enthalten ſie jedoch ſelbſt ein eigenes Verbrechen , ſo tritt
die hierdurch verwirkte Strafe ein .

§. 104 .

Als Urheber eines Verbrechens iſt nicht nur derjenige zu
beſtrafen , welcher daſſelbe begangen hat , ſondern auch der

Urheber .

Anſtifter , welcher dadurch Urſache des Verbrechens ge⸗
worden ift , daß er den Thäter vorſätzlich zu dem Entſchluſſe ,
daſſelbe zu begehen , beſtimmt hat .

§. 105 .

Der Anſtifter bleibt ſtraflos , wenn er die angewen⸗ Zäue der Straf⸗
deten Beſtimmungsgründe , wie namentlich den zum Ver⸗

brechen ertheilten Befehl oder Auftrag , durch deſſen Zurück⸗
nahme vor der Ausführung vollkommen wieder aufgehoben ,
oder wenn er in der Folge die Ausführung des Verbrechens
ſelbſt abgewendet oder verhindert , oder der Obrigkeit von

dem bevorſtehenden Verbrechen ſo zeitige Anzeige gemacht
hat , daf fie die Ausführung verhindern fonnte .

§. 106 .

Die Verabredung Mehrerer zur Ausführung eines gez

meinſchaftlich bezweckten Verbrechens , zu deſſen Be⸗

griff nicht ſchon die Zuſammenwirkung mehrerer Perſonen

loſigkeit deſ⸗
ſelben .

Verbrecheriſche
Verbindung .
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Strafloſigkeit.
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gehört , hat in Bezug auf die Zurechnung des Erfolgs die

Wirkung , daß , wenn das verabredete Verbrechen ausgeführt
würde , jeder Theilnehmer , welcher in Folge der Verabredung
vor oder bei oder nach der That mitgewirkt , oder durch
ſeine Gegenwart bei der Ausführung ſich zur Mitwirkung
bereit gezeigt hat , von der auf dieſes Verbrechen geſetzten

Strafe getroffen wird .

§. 107 .

Iſt die vom Geſetz gedrohte Strafe keine völlig beſtimmte ,
fo wird das jeden einzelnen Theilnehmer treffende Maaf der -

ſelben innerhalb der geſetzlichen Grenzen nach dem Verhält⸗
niſſe ſeines Einfluſſes auf den gemeinſchafilichen verbrecheri⸗
ſchen Entſchluß und ſeiner Mitwirkung vor , bei oder nach
der That ſelbſt beſtimmt .

§. 108 .

Die Strafe eines Theilnehmers kann im einzelnen Falle
bis zur Strafe eines bloßen Gehülfen herabſinken , wenn

ſowohl ſein Einfluß auf den gemeinſchaftlichen verbreche⸗
riſchen Ent ſchluß , als ſeine Mitwirkung vor , bei und nach
der That nur gering geweſen iſt .

§. 109 .

Wurde das Unternehmen , ehe es zu einem Anfange der

Ausführung kam , freiwillig wieder aufgegeben ,
ſo bleiben die Theilnehmer ſtraflos ; andernfalls wird die

bloße Eingehung der Verbindung als entfernter Ver ſuch
des beabſichtigten Verbrechens beſtraft .

§. 110 .

Der Anſtifter wird ſelbſt dann , wenn er weder vor , noch
bei , noch nach der That auf irgend eine Weiſe mitgewirkt
hat , von der Strafe des Urhebers getroffen , der gemeine
Theilnehmer aber in gleichem Falle von der Strafe des

nächſten Verſuchs .

———

—————

——.
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§. 144 .
T

Hatte der Anſtifter im Falle des vorhergehenden Paras
graphen vor der That die Uebrigen von der Ausführung ,
ſoviel an ihm lag , abzuhalten ſich bemüht , oder denſelben
feinen Austritt aus der Verbindung ausdrücklich erklärt , ſo
trifft ihn die Strafe des nächſten Verſuchs , den gemeinen
Theilnehmer aber in gleichem Falle die Strafe des ent —

S: 112 . 7

Auch den Anſtifter trifft nur die Strafe des entfernten
Verſuchs , wenn er neben der ausdrücklichen Erklärung
ſeines Austritts die Uebrigen zugleich , ſo viel an ihm lag ,
von der Ausführung abzuhalten ſich bemüht hat ; der ge⸗
meine Theilneh mer bleibt in gleichem Falle ſtraflos .

§. 113 .

Der Anſtifter ſowohl , als andere Theilnehmer , welche
der Obrigkeit von der verbrecheriſchen Verbindung ſo zeitig
Anzeige gemacht haben , daß dem Verbrechen noch vorgebeugt
werden konnte , ſind ſtraflos .

§. 144

Wer das Verbrechen eines Anderen vorſaͤtzlich erleichtert
oder befördert , iſt als Gehülfe zu beſtrafen .

§. 145 .

Als Gehülfe iſt namentlich anzuſehen :

1 ) Wer den verbreherifhen Entſchluß Anderer durch Rath ,

Ueberredung , Belehrung , Verführung befördert oder be —

ſtärkt , dem Verbrecher Mittel oder Gelegenheit zur Aus⸗

führung anzeigt , oder verſchafft , oder Hinderniſſe der Aus⸗

führung wegräumt ;

2 ) wer im Zeitpunkt der Ausſührung der That durch un⸗

mittelbare Theilnahme an der Haupthandlung oder durch

Wacheſtehen , Kundſchaftgeben , oder auf andere Weiſe

Gehülfe .



Strafe der Ge⸗
hülfen.

Begünſtigung .

28 IV . Titel . Von dem Vorſatze und der Fahrläßigkeit ,

Beiſtand leiſtet , oder die Entſtehung der verbrecheriſchen
Wirkung , oder die Größe derſelben , befördert ;

3) wer dem Verbrecher in Folge einer der That vorherge⸗
gangenen Zuſage durch Handlungen , die eine Begünſtigung
CS. 120 ) ausmachen , nach der That förderlich geworden iſt .

§. 146 .

Den Gehülfen trifft eine geringere Strafe , als wenn
er als Urheber das Verbrechen ſelbſt begangen hätte ,
nämlich :

J ) lebenslängliches oder zeitliches Zuchthaus bei Ver⸗

brechen , die mit Todesſtrafe ;
2 ) zeitliches Zuchthaus bei ſolchen , die mit tebensläng⸗ 8

licher Zuchthausſtrafe bedroht ſind ;
3 ) bei anderen Verbrechen aber ein geringeres Maaß der

auf das Verbrechen geſetzten , oder die nächſte geringere ,
Strafart .

§. 117 .

Die Gehülfen find in dem Grade härter oder milder zu bes

ſtrafen , in welchem fie zur That mehr oder weniger beige⸗
tragen haben .

§. 118 .

Hat der Gehülfe bei Ausführung deg Verbrechens einen

ſolchen Beiſtand geleiſtet , ohne welchen der Andere das Ver⸗

brechen nicht hätte vollbringen können , ſo kann gegen ihn
die volle Strafe des begangenen Verbrechens erkannt werden .

§. 119 .

Wer dem Thäter Beihülfe zugeſagt , aber nicht geleiſtet
hat , iſt nur dann ſtraflos , wenn er die Zurücknahme ſeiner
Zuſage dem Thäter vor angefangener Ausführung der That
ausdrücklich erklärt , oder die Ausführung durch zeitige An -

zeige bei der Obrigkeit zu verhindern geſucht hat .

§. 120 .

Wer ohne vorheriges Einverſtäͤndniß dem Verbrecher erſt
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nach vollbrachter That in Beziehung auf das Verbrechen

wiſſentlich Vorſchub leiſtet , indem er ihm hinſichtlich der

Erlangung oder des Genuſſes der Vortheile aus dem Berz

brechen förderlich , oder ihm zur Vereitelung der gerichtlichen

Verfolgung behülflich iſt , wird des beſonderen Vergehens der

Begünſtigung ſchuldig .

Dahin gehört namentlich :

19 Wer wiſſentlich Verbrecher bei ſich aufnimmt und ver⸗

birgt , oder ihnen zur Flucht behülflich iſt ;
2 ) Wer Verbrechern vorſätzlich durch Vertilgung der

Spuren des Verbrechens oder der BeweismittelHülfe leiſtet ,
oder zu ſolcher Vertilgung mitwirkt ;

3 ) Wer die durch das Verbrechen gewonnenen Sachen

wiſſentlich in Verwahrung nimmt , verheimlicht , an ſich
bringt oder zu deren Abſatz an Andere verhilft .

§. 121 .

Die Beguͤnſtigung wird mit Rückſicht auf die Größe und

Beſchaffenheit des Hauptverbrechens von Gefängniß⸗ oder

Geld⸗Strafegetroffen , die Fälle ausgenommen , welche durch

beſondere Geſetze ausdrücklich mit anderen Strafen bedroht ſind .
§. 122 .

Wer ſich der Begünſtigung von Verbrechen gewerb —
mäßig ſchuldig macht , iſt mit Arbeitshaus zu beſtrafen ,
und nach Umſtänden zugleich mit zeitlicher oder bleibender

Entziehung der öffentlichen Berechtigung oder des
Gewerbbetriebs , Falls ſolche zum verbrecheriſchen Ver⸗

kehr mißbraucht worden ſind .

§. 123 .

Ehegatten , Verwandte und Ver ſchwägerte in auf - und ab⸗

fteigender Linie ohne Unterſchied des Grades , Brüder und

Schweſtern und Verſchwägerte deſſelben Grades , Adoptiv⸗
eltern und Adoptivkinder , Pflegeltern und Pflegkinder , Vor⸗

minder und Mündel des Schuldigen find von der Strafe
der Begünſtigung frei , wenn dieſe blos zum Schutze des

Strafe .

Strafloſigkeit .



Unterlaſſene
Verhinderung

von Verbrechen .

30 IV . Titel. Von dem Vorſatze und der Fahrläßlgkeit , ꝛc.

Thaͤters gegen Entdeckung oder gerichtliche Verfo lgu ng
Statt gefunden hat .

§. 4124 .

Wer nach erlangter glaubhafter Kenntniß von dem Vor⸗

haben eines Anderen ein beſtimmtes mit Todes - oder le⸗

benslänglicher Zuchthausſtrafe bedrohtes Ver⸗

brechen zu begehen , ſolches nicht durch zeitige Anzeige bei
der Obrigkeit oder durch Warnung der Gefährdeten , oder

durch andere in ſeiner Macht ſtehende Mittel , ſo weit es ohne
Gefahr für ihn ſelbſt oder einen ſeiner Angehörigen ( §. 755 )

geſchehen konnte , zu verhindern geſucht hat , wird von Ge⸗
fängniß⸗ oder Geld - Strafe getroffen .

§. 125 .

Er bleibt jedoch ftraflos , wenn dfe Anzeige oder Warz

nung ein Einſchreiten der Obrigkeit gegen eine Perſon nach
ſich ziehen könnte , zu welcher derſelbe in einem der im § . 123

bezeichneten Verhältniſſe ſteht .

§. 426 .

Die unterlaſſene Anzeige verübter Verbrechen iſt ſtraflos ,
die Faͤlle ausgenommen , für welche beſondere Geſetze das

Gegentheil anordnen .

§. 127 .

Jedoch wird derjenige , welcher den ihm bekannten Urheber
eines beſtimmten Verbrechens , wegen deſſen mit ſeinem
Wiſſen ein anderer Unſchuldiger in gerichtlicher Unter⸗

ſuchung iſt , nicht anzeigt , von Gefängniß oder © eld -

Strafe getroffen .

5. 428 .

Bon der Pflicht zu dieſer Anzeige find die im §. 123 be⸗

zeichneten Perfonen gegen einander ebenfalls frei , fo wie

ferner diejenigen , welche die Kenntniß des Thäters unter

dem Siegel der Beichte erlangt haben .

` a



V, Titel .

Von der Anwendung voͤllig beſtimmter Straf⸗
geſetze , von Strafmilderung und Strafver⸗
wandlung .

§. 129 .

Strafen , welche im Geſetze ſowohl dem Grade als
viliobettmmtesder Art nach völlig beſtimmt ſind , hat der Richter unver⸗

ändert anzuwenden , die Fälle ausgenommen , in welchen

geſetzlich anerkannte Gründe zur Strafmilderung oder

zur Strafverwandlung vorhanden ſind .

§. 130 .

Strafen .

Die Zuläßigkeit einer milderen Strafe , als das Geſetz Strafmilderung .

gedroht hat ( Strafmilderung ) , wird begründet :

1 ) durch das jugendliche Alter des Schuldigen ,
nach den in den So. 73 und 74 aufgeſtellten Beſtimmungen ;

2 ) durch diejenigen Zuſtände , welche nach den §9. 65 ,
69 und 75 beim Daſeyn des dort vorausgeſetzten Grades

alle Zurechnung ausſchließen , in ſo fern ſie im einzelnen

Falle in vermindertem Grade vorhanden ſind ;

3 ) durch den Umſtand , daß der Schuldige während des

Strafverfahrens eine rechtswidrige oder eine ohne ſein
Verſchulden verlängerte Haft erduldet hat .
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§. 131 .

Durch den letzteren Milderungsgrund ( . 130 Nr . 3 )
wird in keinem Falle eine Abänderung der geſetzlichen
Strafart begründet , noch das Eintreten der geſetz⸗
lichen Folgen derſelben ausgeſchloſſen .

§. 432 .

Es findet dieſer Milderungsgrund ( §. 130 Nr . 3 ) bei

verwirkter Todes⸗ oder lebenslänglicher Zucht —
hausſtrafe keine Anwendung , ebenſowenig bei der

Strafe der Dienſtentſetzung oder der Dienſtent⸗
laſſung .

§. 133 .

An verwirkten Freiheitsſtrafen wird beim Daſeyn
dieſes Milderungsgrundes ebenſoviel abgerechnet , als

die Dauer der rechtswidrigen Haft oder ihrer unverſchul⸗
deten Verlängerung beträgt , und bei der Abrechnung ſolcher
Haft an Geldſtrafen der nämliche Maaßſtab angewendet ,
welcher nach §. 135 bei deren Verwandlung in Freiheits⸗
ſtrafen zur Anwendung kommt .

§. 134 .

Gtrafserwande Die Verwandlung geſetzlich gedrohter oder gerichtlich
Wbeibeldſtrafen . erkannter Geldſtrafen in Ge faͤngnißſtrafe findet

nur Statt :

4 ) bei Minderjährigen , wenn deren Eltern oder
Vormünder die verwirkte Geldſtrafe nicht erlegen ;

2 ) bef den unter Pf legſchaft ſtehenden Verſchwen⸗
dern ;

3 ) bei anderen Perfonen , welde und in fo weit fie die
Geldſtrafe nicht zu bezahlen vermögen .
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§. 135 .

Bei ſolcher Verwandlung wird die Summe von einem

bis zu vier Gulden einer Gefängnißſtrafe von vier und

zwanzig Stunden gleich geachtet .

§. 136 .

Wenn mehrere rechtskräftige Urtheile , welche auf Frei⸗
heitsſtrafen verſchiedener Art erkennen , an dem Ver⸗

urtheilten zu vollziehen ſind , oder wenn gegen einen Ver⸗

urtheilten während der Strafvollziehung eine Freiheitsſtrafe
anderer Art zu erkennen iſt , ſo tritt eine Verwandlung der

gelinderen Strafart in die härtere ein , wobei einjähriges
Gefängniß ſechsmonatlichem Arbeitshauſe , und ein⸗

jähriges Arbeitshaus ſechsmonatlicher Zuchthaus⸗
ſtrafe gleich geachtet wird .

F. 137 .

Wenn während der Vollziehung einer lebensläng⸗
lichen Zuchthausſtrafe der Verurtheilte ein neues
Verbrechen verübt , ſo wird gegen ihn , in ſo fern daſſelbe
nicht Todesſtrafe nach ſich zieht , ſtatt der verwirkten Strafe
auf Anwendung einer oder mehrerer derjenigen Schaͤrfungen
erkannt , welche nach §. 51 bei der zeitlichen Zuchthausſtrafe
zuläßig ſind .

§. 138 .

Wenn die verwirkte Strafe der D ienſtentſetzung oder
der Dienſtentlaſſung nicht angewendet werden kann ,
weil der Schuldige ſeine öffentlichen Aemter und die davon

abhaäͤngenden Rechte in Folge eines frühern Strafurtheils
ſchon verloren hat , ſo tritt ſtatt der Dienſtentſetzung
Arbeitshausſtrafe von einem Jahre bis zu zwei Jahren , ſtatt
der Dienſtentlaſſung Kreisgefängniß von ſechs Mona⸗
ten bis zu einem Jahre ein .

RDD˖
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Maaßſtab .

d. bei Freiheits⸗
ſtrafen .

c. bei Dienftents
fegung und
Dienſtent⸗

laſſung .



VI . Titel .

Von der Anwendung unbeſtimmter Strafgeſetze .

í §. 139 .

Unwendung une - Go weit Dag Gefeg die Strafe der Art oder Größe nadh
Sratatse unbeftimmt gelaffen hat , wird fie vom Richter innerhalb

der geſetzlichen Grenzen nach den beſonderen Umſtänden des

einzelnen Falles beſtimmt .

§. 140 .

Gründeder Bei dieſer Beſtimmung hat der Richter theils auf die

Schädlichkeit und Gefährlichkeit der zu beſtrafenden

Handlung , theils auf die Bösartigkeit und Stärke

Strafbarkeit .

des auf die Hervorbringung des Verbrechens gerichteten
Willens Rückſicht zu nehmen .

§. 141 .

Gtraferjungse Rückſichtlich der Böͤsartigkeit und Stärke des anfpaes
Hervorbringung des Verbrechens gerichteten Willens ſteigt
die Strafbarkeit insbeſondere :

1 ) je zahlreichere und wichtigere ſittliche Beweggründe
ſür die Unterlaſſung der That vorhanden waren , je viet

fältigere und größere Pflichten von dem Thåter verlegt
wurden , und je mehr derſelbe im Stande war , dieſe Be⸗

weggründe deutlich zu erkennen ;

2 ) je mehrere und größere Hinderniſſe die That erſchwer⸗
ten , und je mehr Gefliſſenheit , Liſt oder Dreiſtigkeit zur

Vorbereitung oder Whlübringung derſelben angewendet
wurden ;
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3 ) je geringfügiger die äußeren Veranlaſſungen zur That

waren , und je mehr der Thäter ohne äußere Veranlaſſung die

Gelegenheit dazu ſelbſt aufgeſucht hat ;

4 ) je mehr der Thäter durch ſeinen früheren Lebenswandel

Verdorbenheit und Hang zu ſtrafbaren Handlungen gezeigt ,

insbeſondere je öfter und in je kürzeren Zwiſchenräumen er

das nämliche oder gleichartige Verbrechen begangen hat .

F. 142 .

Dagegen vermindert ſich die Strafbarkeit des einzelnen
Falls insbeſondere :

4J0 wenn der Thäter den Umfang der Gefährlichkeit und

die Größe der Strafwürdigkeit ſeiner Handlung nicht einge⸗
ſehen hat ;

2 ) wenn er durch Noth , oder durch Ueberredung , Ber -

führung , Befehl oder Drohung zur ſtrafbaren Handlung
verleitet worden iſt , ohne daß die Einwirkung von der Art

war , daß dadurch alle Strafbarkeit des Handelnden ausge⸗

ſchloſſen wird ;

3 ) wenn eine ungeſuchte , unerwartet eingetretene , Ge⸗

legenheit die Entſtehung und gleichzeitige Ausführung des

verbrecheriſchen Entſchluſſes veranlaßt hat ;

4 ) wenn der Thäter in einer beſonders aufgeregten und

an ſich zu entſchuldigenden Gemüthsbewegung gehandelt hat ;

5 ) wenn ſein voriger Lebenswandel oder ſeine Handlun⸗

gen nnd fein Benehmen bei vder nah der That zeigen , daß
keine Verdorbenheit des Willens vorhanden iſt , wie nament⸗

lih , wenn er die ſchädlichen Folgen der ſtrafbaren Handlung
ſelbſt zu verhindern , oder den ſchon verurſachten Schaden

wieder gut zu machen , aus freiem Antriebe thätig bemüht

war; 8

6) wenn er die Mitſchuldigen entdeckt , oder zu deren Er⸗

greifung Mittel und Gelegenheit angegeben hat ;

7 ) wenn er ſich dem Gerichte ſelbſt als den Schuldigen
3 .

Strafminde⸗
rungsgründe .
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angegeben , oder im Anfange der Unterſuchung , und ohne
noch überführt zu ſeyn , ſeine Schuld bekannt hat .

§. 143 .

Snare Die nämlichen Vorausſetzungen , welche bei der Anwen —

dung völlig beſtimmter Strafgeſetze als Strafmilden⸗

rungsgründe gelten (§So. 130 — 133 ) , berechtigen den

Richter bei Beurtheilung von Verbrechen , welche unter

einem unbeſtimmten Strafgeſetze ſtehen , unter das nie —

derſte , auf das Verbrechen geſetzte , Straf - Ma aß innerhalb
der geſetzlichen Grenzen der nämlichen Straf - Art herabzu⸗
gehen , oder auf eine der geringeren Strafarten zu erkennen .



VII . Citel .

Von der Beſtrafung zuſammentreffender

Verbrechen .

§. 144 .

Wenn mehrere mit Freiheitsſtrafen bedrohte Verbrechen
derſelben Perſon als Gegenſtand des nämlichen Straf⸗ Peeßeegen.
urtheils zuſammentreffen , ſo iſt , wo nicht ein beſon⸗

deres Geſetz etwas Anderes verordnet , auf die Strafe des

ſchwerſten Verbrechens mit angemeſſener Exrhoöͤhung
derſelben zu erkennen .

§. 145 .

Die Erhöhung geſchieht mittelſt Hinzurechnung von Artund Maag ,

höchſtens zwei Drittheilen der Strafen der geringeren

Verbrechen , und kann das höchſte Maaß der fuͤr das ſchwerſte

angedrohten Straf - Art nicht überſteigen .

§. 146 .

Bei dem Zuſammentreffen von Verbrechen , welche mit Verwandlung .

Freiheitsſtrafen verſchiedener Art bedroht ſind , werden ,

um das Maaß der Erhöhung der verwirkten ſchwerſten Strafe

zu beſtimmen , die gelinderen Strafarten nach Maaßgabe des

§. 136 in die härteren verwandelt .

§. 147 .

Zu einer höheren Straf - Art darf der Richter wegen Sr pere
Zuſammentreffen von Verbrechen nur dann übergehen , wenn

die Strafe des ſchwerſten Verbrechens das höchſte Maaß der
darauf geſetzten Strafart entweder erreicht , oder dieſem doch



Gefängniß in
Arbeitshaus
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Bei der Todes⸗
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ſo nahe kommt , daß daſſelbe durch den Zuſatz eines Drittheils
der übrigen verwirkten Strafen überſchritten würde .

| 5. 448 .

If in den Fällen des vorhergehenden §. 147 das höchſte
Maaß der Kreisgefängnißſtrafe erſchöpft , ſo wird ,
nach Maaßgabe der für die Strafverwandlung aufgeſtellten
Vorſchriften auf Arbeitshaus , und iſt das höchſte Maaß
der Arbeitshausſtrafe erſchöpft , auf zeitliches Zucht⸗
haus erkannt .

§. 149 .

Im letzteren Falle treffen die Nachtheile für die bürger⸗
lichen Ehren⸗und Dienſt⸗Reechte , welche ſonſt als Fol⸗
gen der Verurtheilung zu Zucht hausſtrafe Kraft Geſetzes
eintreten ( S. 19 ) , den zu zeitlicher Zuchthausſtrafe Verur⸗

theilten in der Regel nicht . Jedoch iſt der Richter ermächtigt ,
außer den Fällen , in welchen er nach §. 45 auf dieſe Nach⸗
theile gegen den zu bloßer Arbeitshausſtrafe Verurtheilten
erkennen kann , darauf auch im Falle zuſammentreffender
Verbrechen dann zu erkennen , wenn die in Folge der Ver⸗

wandlung der mehreren Arbeitshausſtrafen auszuſprechende
zeitlicheZuchthausſtrafe ſechs Jahre oder darüber beträgt .

§. 150 .

Das höchſte Maaß der zeitlichen Zuchthausſtrafe umfaßt
in dem beſonderen Falle zuſammentreffender Ver⸗

brechen den Zeitraum von dreißig Jahren .
§. 151 .

Durch die Todes - und durch die lebenslängliche
Zuchthausſtrafe werden alle anderen Strafen oder

Strafzuſätze wegen zuſammentreffender Verbrechen ausge⸗
ſchloſſen.

68 . 452 .
Bei dem Zuſammentreffen von Dienſtverbrechen , wodurch

Dienſtentſetzung und zugleich Dienſtentlaſſung ,

~̀
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oder eine dieſer Strafen mehrmals verwirkt iſt , wird nach

Maaßgabe der §§. 138 und 145 auf einen Zuſatz von Arbeits⸗

haus⸗ oder Kreisgefängniß⸗Strafe erkannt .

S ADIn
o.

Wenn Geldſtrafen zuſammentreffen , fo werden fie zu⸗

ſammengerechnet , und kommen , ohne Rückſicht auf die Größe

der Summe , in ihrem Geſammtbetrage zur Anwendung .

§. 154 .

Wenn Geldſtrafen und zeitliche Freiheitsſtrafen

mit einander , oder mit Dienſtentſetzung oder Dienſt⸗

entlaſſung zuſammentreffen , ſo kommen dieſe Strafen
neben einander zugleich zur Anwendung .

§. 155 .

Mehrfache Uebertretungen des nämlichen Strafge⸗

ſetzes durch Handlungen , welche zuſammen als Ausführung

des nämlichen auf ein beſtimmtes Verbrechen gerichteten

Entſchluſſes erſcheinen , ebenſo mehrfache Uebertretungen

des nämlichen Strafgeſetzes , welche als Folgen der näm⸗

lichen fahrläßigen Handlung zu betrachten ſind ,

werden als Beſtandtheile oder Fortſetzungen einer und

derſelben That angeſehen und als ein einziges

Fortgeſetztes ) Verbrechen beſtraft , wobei zwar die

Fortſetzungen und deren Zahl als Gründe erhöhter Straf⸗

barkeit in Betracht kommen , jedoch das höchſte Maaß der

auf das Verbrechen geſetzten Strafe niemals überſchritten

werden darf .
`

. §. 456 . i

Ein fortgeſetztes nach der Vorſchrift des vorherge⸗

henden §. 155 zu beſtrafendes Verbrechen kann auch dann

angenommen werden , wenn die mehrfachen Uebertretungen

des nämlichen Strafgeſetzes in Bezug auf daſſelbe fort⸗

dauernde Verhältniß verübt worden ſind.

Zuſammentref⸗
fende Geld⸗

ſtrafen .

Mit Freiheits⸗
ſtrafen u. ſ. w.

Cortgeſetzte
Verbrechen .



40 VII . Tit . V. d. Beſtrafung zuſammentreffender Verbrechen.

§. 157 .

Wcberteetung
— Ginb durch eine und dieſelbe Handlung mehreremehrerer Geſetze.
Strafgeſetze zugleich übertreten worden , ſo wird der Schul⸗
dige , wo nicht ein beſonderes Geſetz etwas Anderes verord⸗

net , zu der Strafe verurtheilt , die auf die ſchwerſte
Uebertretung geſetzt iſt , wobei aber die gleichzeitigen an⸗
deren Uebertretungen ebenfalls als Gründe erhöhter Straf⸗
barkeit in Betracht kommen , jedoch auch nur in der Art ,
daß das höchſte Maaß der auf die ſchwerſte Uebertretung

geſetzten Strafe nicht überſchritten werden darf .



VIII . Titel ,

Von der Beſtrafung des Ruͤckfalls .

§. 158 .| i

i Die Verbrechen , bei welchen die abermalige Begehung Rictfat,belreke
als Rückfall beſtraft werden ſoll , ſind folgende :

f

41) Diebftahl , Betrug und Fälſchung aus Gewinnſucht ,

Unterſchlagung , Raub und Erpreſſung ;

2 ) Münzfälſchung und Fälſchung von Staatspapieren

3 ) Mit Vorbedacht verübte Körperverletzung , und Theil⸗

jl nahme an Raufhändeln ;

4 ) Nothzucht , Schändung unmündiger oder bewußtloſer

Perſonen , Entführung , und Verletzung der Schamhaftigkeit

mittelſt Angriffs auf die Perſon ; :

5 ) Meineid , falſches Handgelübde , Eides⸗ und Gelüb⸗

| de⸗Bruch;
6 ) Vorſätzliche Brandſtiftung , und rachſüchtige Eigen -

thumsbeſchädigungen .

§. 159 .

Es wird jedoch in jedem Straffall , der als Rückfall Vorauſſesun⸗
beſtraft werden ſoll , vorausgeſetzt :

1 ) daß der Uebertreter wegen des früheren vollendeten

oder verſuchten Verbrechens als Urheber oder Gehülfefvor

der abermaligen Begehung von einem inländiſchen oder aus⸗

ländiſchen Gerichte rechtskräftig verurtheilt war , und

2 ) daß das frühere und das neue Verbrechen Uebertre⸗

tungen von gleicher Art ſeyen .
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§. 460 .

Gleichartigkeit . Als gleichartig gelten außer den Uebertretungen des |
nämlichen Strafgeſetzes die unter jeder einzelnen Zahl des

S. 158 zuſammengeſtellten ſtrafbaren Handlungen .

§. 161 . l

enrerader fü Dem Gerichte kommt das Recht zu , bei Beurtheilung der

Frage , ob die neue Uebertretung als Rückfall zu betrach⸗
ten ſey , die Rechtmäßigkeit des früheren Erkenntniſſes , ſo
fern ſich erhebliche Zweifel darüber darbieten , ſeiner eigenen j
Prüfung und Entſcheidung zu unterwerfen .

§. 162.
Rückfasſtraſe . Die abermalige Uebertretung , welche als Rückfall gilt ,

wird in allen Fällen von härterer Strafe getroffen , als wenn

ſie die erſte wäre .

§. 163 .

Höchſtes Maaß . Das höchſte Strafmaaß , welches den Rückfall
treffen kann , beſteht in der Verdoppelung derjenigen Strafe ,
die auf die Uebertretung zu erkennen ſeyn würde , wenn ſie
die erſte wäre , vorausgeſetzt , daß dieſe geringer iſt , als die

Strafe des vorhergegangenen Verbrechens , oder , bei wieder⸗

holtem Rückfalle , geringer als die mehreren auf die früheren
Uebertretungen erkannten Strafen zuſammengenommen , an⸗

dern Falls in der Verbindung der früher erkannten mit jener spa

größeren jetzigen Strafe .

§. 164 .

Verwandlun . Führt die Anwendung dieſer Vorſchriften zu einer Straf⸗
größe , welche das geſetzlich beſtimmte höchſte Maaß der

auf das Verbrechen geſetzten Strafart überſchreitet , ſo
wird auf die nächſte höhere Strafart erkannt , jedoch
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unter keiner Vorausſetzung auf eine höhere Strafe , als

zeitliches Zuchthaus von zwanzig Jahren .

§. 165 .
7

Tritt darnach ſtatt der das höchſte geſetzliche Maaß

überſteigenden Strafe des Arbeitshauſes Zuchthausſtrafe

ein , fo gelten aud ) hier die in den $9 . 49 , 20 , 24 und 22

aufgeſtellten Beſtimmungen über die Folgen derſelben .



Verjährung der
erichtlichen
erfolgung .

Anfang .

Unterbrechung .

1X . Titel .

Von der Verjaͤhrung der Strafen , und der gericht⸗

lichen Verfolgung ſtrafbarer Handlungen .

§. 166 .

Die gerichtliche Verfolgung wird verjährt :

4 ) bei Verbrechen , welche mit Todes - oder mit lebens⸗

länglicher Zuchthausſtrafe bedroht ſind , durch den

Ablauf von zwanzig Jahren ;

2 ) bei andern Verbrechen oder Vergehen , deren gericht —

liche Verfolgung von Amtswegen Statt findet , durch

den Ablauf von zehn Jahren , in ſo fern nicht durch be⸗

ſondere Geſetze kürzere Verjährungsfriſten beſtimmt ſind ;

3 ) bei Uebertretungen , deren gerichtliche Verfolgung und

Beſtrafung nur auf Begehren oder Anklage der Be⸗

theiligten Statt findet , durch den Ablauf von zwei

Jahren . Hatte jedoch der Betheiligte vor Ablauf dieſer

Zeit die gerichtliche Verfolgung gegen den Thäter einge⸗
leitet , oder , ſo fern dieſer nicht bekannt war , wenigſtens

von der That ſelbſt die gerichtliche Anzeige gemacht , ſo

gelten auch hier die Nr . 2 beſtimmten Verjährungsfriſten .

§. 467 .

Die Verjährung lauft bei vollendetem Verbrechen

von dem Augenblick an , da daſſelbe für vollendet gilt ,
und bei verſuchtem Verbrechen vom Augenblick der Be⸗

endigung der letzten Verſuchshandlung an .

§. 4168 .

Die Verjährung der gerichtlichen Verfolgung der im §. 166

Nr . 1 und 2 bezeichneten Verbrechen wird unterbrochen durch

|

|
|
|
p

—

—



IX . Titel . Bon der Verjährung der Strafen ıc . 45

jede gerichtliche Handlung , welche megen deffelben gegen den

Angeſchuldigten als ſolchen gerichtet wurde .

FC . 169 .

Sie beginnt in ſolchem Falle von neuem von der Zeit Wiederanfang .

der letzten gerichtlichen Handlung an , die gegen den An⸗

geſchuldigten gerichtet war .

§. 170 .

Zur Verjährung der erkannten Strafen wird er⸗ aiettee
fordert :

1 ) bei der Zuchthausſtrafe der Ablauf von fünf⸗

zehn Jahren , oder wo die zu verjährende Strafe von

längerer Dauer iſt , der Ablauf dieſer Strafzeit ;
2 ) bei Arbeitshausſtrafe von mehr als zwei Jah⸗

ren der Ablauf von zehn Jahren ;

3 ) bei Arbeitshausſtrafe , welche zwei Jahre nicht

überſteigt , ſo wie bei Gefängniß⸗ und Geld⸗Strafen ,
der Ablauf von fünf Jahren .

§. 171 .

Die Todes⸗ und die lebenslängliche Zuchthaus⸗

ſtrafe werden nicht verjährt ; jedoch verwandelt ſich die

Todesſtrafe durch den Ablauf von zwanzig Jahren in

lebenslängliches Zuchthaus .

§. 172 .

Die Verjährung der erkannten Strafe lauft von dem Aufang .

Tage der Rechtskraft des unvollzogen gebliebenen Ur⸗

theils , oder von dem Tage an, da ſich der Verurtheilte

dem angefangenen Vollzug der Strafe entzogen hat .

S. 173 .

Die Verjährung der erkannten Strafen wird unterbrochen : unterbrechung .

1 durch die Ergreifung des Verurtheilten ,

2 ) durch ein neues vor Ablauf der Verjährungszeit be⸗

gangenes gleiches oder gleichartiges Verbrechen .
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Wirkungen .

46 IX . Titel . Von der Verjährung der Strafen ꝛe.

§. 174 .

Die Verjährung der gerichtlichen Verfolgung

oder der erkannten Strafe des neuen Verbrechens ,

durch deſſen Begehung die frühere Verjährung unterbrochen

wurde ( §. 173 ) , hat die Wirkung , daß die Unterbrechung

nun für nicht eingetreten gilt .

§. 175 .

Die nämliche Wirkung hat die Erſtehung der auf das

neue Verbrechen erkannten Strafe .

§. 176 .

Iſt ſeit dem Tage der eingetretenen Rechtskraft des un⸗

vollzogen gebliebenen Strafurtheils , oder ſeit dem letzten

Tage der Straferſtehung die im . 170 beſtimmte Verjäh⸗

rungszeit abgelaufen , ſo wird ein neues von dem Verur⸗

theilten begangenes gleiches oder gleichartiges Verbrechen

in keinem Falle als Rückfall betrachtet , noch kommt

das frühere bei Beſtrafung des neuen Verbrechens als

Straferhöhungsgrund in Betracht .

——————
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Indem die mit der Bearbeitung des Entwurfs eines
Strafgeſetzbuchs für das Großherzogthum Baden beauftragte
Commiſſion die Ergebniſſe ihrer ſeitherigen Berathungen
der Würdigung ſachkundiger Männer unterwirft , hält ſie
es für paſſend , einige einleitende Bemerkungen zu machen ,

die zeigen ſollen , welche allgemeinen Geſichtspunkte die

Bearbeitung des Entwurfs leiteten . Man mußte die Aufgabe
ſich klar vorſtellen , durch die Strafgeſetzgebung die Rechts⸗

verfaſſung , die bürgerliche Ordnung und die Grundlagen
der bürgerlichen Geſellſchaft mit Nachdruck gegen frevelhafte
Angriffe zu ſchützen , durch die Kraft der Strafdrohung die

Motive zum Rechtthun zu verſtärken , von Begehung der

Verbrechen abzuſchrecken und durch gerechte Strafen , auf

deren Anwendung der Geſetzgeber ſicher rechnen kann , das

Anſehen der Geſetze aufrecht zu erhalten , durch die Vollſtän⸗

digkeit der Strafbeſtimmungen ebenſo beſtimmt zu bezeichnen ,

was Jeder bei Strafe zu unterlaſſen oder zu thun habe , als

den Richtern zu zeigen , bei welchen Handlungen ſie peinliche
oder bürgerliche Strafen anwenden dürfen . Die Klarheit

und Beſtimmtheit der Faſſung der Strafdrohungen ſchwebte

als unerläßliche Forderung vor , um ebenſo den Irrthum
über das , was ſtrafwürdig iſt , zu beſeitigen , als der richter⸗

lihen Willkühr zweckmäßige Gränzen zu ſetzen , und die Gleich⸗

förmigkeit in der Rechtsanwendung zu begründen . Es war

wichtig , in der Wahl und Anordnung der Strafmittel mit

ſolcher Vorſicht zu Werk zu gehen , daß durch die Wirkſam⸗
4
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keit der gewaͤhlten Strafen die Zwecke der Strafgeſetzgebung

am ſicherſten realiſirt werden können , zugleich das Strafge⸗

biet nicht zu weit auszudehnen , um nicht mit Strafe Hand⸗

lungen zu bedrohen , welche die bürgerliche Ordnung und die

Rechtsſicherheit weder ſtören noch gefährden . Ein vorzügliches

Streben war , bei allen Strafdrohungen den Forderungen

der Gerechtigkeit zu genügen , und in dieſem Streben dem

Ermeſſen der Richter ſo viel Raum zu geben, als nothwendig

iſt , um ihnen möglich zu machen , im einzelnen Falle die der

Verſchuldung anpaſſende Strafe zu erkennen , ohne daß jedoch

wegen einer zu großen Begünſtigung der richterlichen Macht

zuletzt die Beſtimmtheit der Strafdrohung wegfäͤllt .
Als nothwendige Eigenſchaft des Geſetzbuchs erkannte

man die Einfachheit , ſo daß die nur der Wiſſenſchaft ange⸗

hörigen Begriffe , Regeln und Anweiſungen in dem Geſetz⸗

buche keinen Platz finden konnten , und eben ſo wenig das

Geſetzbuch in eine Caſuiſtik ausarten durfte , bet melder der

Geſetzgeber dennoch nie hoffen darf , Vollſtändigkeit zu ers

reichen . Dies Streben nach Einfachheit durfte aber nicht

abhalten , ſolche Beſtimmungen aufzunehmen , durch welche

die nach der Erfahrung regelmäßig vorkommenden Streit⸗

fragen abgeſchnitten werden , oder welche als Fingerzeige
und Andeutungen den Rihter Hber den Willen des Geſetz⸗

gebers belehren , oder ſonſt durch das Intereſſe der Gleich⸗

förmigkeit der Rechtsanwendung dringend geboten ſind .

Die Commiſſion hielt es für Pflicht , bei ihren Arbeiten

ebenſo die bisher im Großherzogthum beſtehende Geſetzgebung
und den Gerichtsgebrauch als auch die Stimme der Erfahrung

zu benützen , die Forderungen der Wiſſenſchaft zu befragen ,

und überall die bisherigen legislativen Erſcheinungen des

Auslands , insbeſondere die durch das baieriſche Geſetzbuch

veranlaßten , als Zeugniſſe der Fortbildung der Geſetzge⸗

bungskunſt , wichtigen Entwürfe von Baiern , Hannover ,

Würtemberg , Königreich Sachſen und Großherzogthum

w
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Heſſen zu vergleichen , und zu prüfen , wie die legislativen

Vorſchriften in der Rechtsanwendung ſich bewährten .
Es ſcheint der Commiſſion nebſtdem zweckmäßig zu ſeyn ,

in den für jetzt nur auf den allgemeinen Theil ſich beziehen⸗

den Bemerkungen noch ſpezieller anzudeuten , wie man die

allgemeinen Geſichtspunkte durchzuführen ſuchte , indem zu⸗

gleich für die wichtigſten vorgeſchlagenen Beſtimmungen eine

nähere Begründung angegeben werden foll .

L l

Ueber das Strafſyſtem .

Bei dem Strafſyſtem , welches dem Entwurfe zum

Grunde gelegt wurde , mußte die Prüfung theils auf die

zweckmäßigſte Wahl der Strafarten , theils auf die

paſſendſte Einrichtung und Anwendung derſelben gerichtet

werden . Nur ſolche Strafarten durften gewählt werden ,

welche die Gerechtigkeit billigt und die Strafklugheit als

ſolche erkennt , daß ſie zur Aufrechthaltung der Wirkſamkeit
der Gefege nothwendig fnd , und alg geeignet fidh bewähren ,

durch die Intenſion der in ihnen liegenden Uebel die Strafe

ſo empfindlich zu machen , daß ihre Androhung von Begehung
der Verbrechen abſchrecken kann , zugleich einen der wichtigſten

Zwecke der Strafe , den Zweck der Beſſerung des Beſtraften ,

zu erreichen im Stande ſind , ſoweit es auf Strafen ankömmt ,
die denjenigen treffen , der in die bürgerliche Geſellſchaft

zurückkehrt . Es mußten endlich möglichſt Strafen gewählt

werden , die eine ſolche Theilbarkeit haben , daß die Gerichte

im einzelnen Falle die gedrohte Strafe mit der Größe der

Verſchuldung in Einklang bringen können . Wenn die To⸗

desſtrafe noch beibehalten wurde , ſo rechtfertigte ſich dies

durch die wenigſtens zur Zeit noch unverkennbare Nothwen⸗

digkeit , für die Verbrechen , welche den ſchwerſten Angriff

auf die bürgerliche Geſellſchaft und die von ihr geſchützten
4 .
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wichtigſten Rechte enthalten , und wo die Grofe der Berz

ſchuldung die That auf die höchſte Stufe der Strafbarkeit

ſtellt , die entſprechende gerechte Repreſſion anzuwenden . Es

kam darauf an , die Todesſtrafe nur ſehr ſelten und nur für

bie eben bezeichneten ſchwerſten Verbrechen ſo zu drohen , daf

das Geſetz ſie nur für Fälle ausſpricht , in welchen nach den

dem Geſetzgeber vorſchwebenden Combinationen die Todes⸗

ſtrafe als rechtlich verdient erſcheint . Die qualifizirten To⸗

desſtrafen , welche , ſoweit von innerlichen Verſchärfungen
die Rede iſt , im Großherzogthum ſchon ſeit 1803 geſetzlich

aufgehoben ſind , wieder einzuführen , oder die noch zuläßige

Art der äußern Schärfung beizubehalten , konnten keine Gründe

vorliegen , da innerliche Verſchärfungen ohnehin durch ihre

Grauſamkeit empören , die Leiden des Verurtheilten ohne Noth
verlängern , religiöſen Forderungen ebenſo widerſprechen , und

äußerliche Qualifikationen nur in ein dem Ernſte und der Würde

der Strafjuſtiz widerſprechendes Schauſpiel ausarten , und nach

der Erfahrung die von Manchen erwartete abſchreckende Wir⸗

fung niht haben . Für die ſchnellſte und ſicherſte Vollzie⸗

hungsart der Todesſtrafe wird die Staatsregierung ſorgen .

Lebenslängliche Freiheitsſtrafen konntennicht ent⸗

behrt werden , da ſonſt in der Strafſcala , um für die den

todeswürdigen zunäckſt ſtehenden ſchwerſten Verbrechen die

gerechte anpaſſende Strafe zu finden , eine Lücke bleiben würde .

Um die Nachtheile der Drohung dieſer Strafart als abſolut

beſtimmter Strafe zu beſeitigen , mußte dafür geſorgt werden ,

daß dem Richter ein hinreichend weiter Raum und ins⸗

beſondere die Macht gegeben wurde, diefe Strafart nur

da anzuwenden , wo er nach allen Umſtänden des Falles ſie

als verdient erkennt . Da auch dem auf Lebenszeit Verurtheil⸗

ten die Hoffnung nichtzgeraubt werden durfte , durch muſter⸗

haftes Betragen in der Anſtalt auf dem Wege der Gnade die

Abkürzung der Strafzeit zu erlangen , ſo konnten mit dem

lebenslänglichen Zuchthauſe auch weder der ohnehin eine
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tadelnswerthe , nicht einmal conſequent durchzufuͤhrende,

Fiktion enthaltende bürgerliche Tod, noch die öffentliche Aus⸗

ſtellung , Brandmarkung ꝛc. verbunden werden , welche den

Reſt des Ehrgefühls des Beſtraften vernichten , und ebenſo
nachtheilig auf ſeine Beſſerung als für den Fall der Ent⸗

laſſung aus der Anſtalt auf ſein künftiges Fortkommen
wirken . Bei den zeitlichen Freiheitsſtrafen wurde es wichtig,
die einzelnen StrafArten in ein geeignetes Verhältniß

zu ſtellen . Die Beibehaltung der Zuchthausſtrafe ,

als der ſchwerſten dieſer Strafen , war nothwendig , weil

für die Verbrechen , die nach den der Todes - und lebens⸗
länglichen Freiheitsſtrafe würdigen Handlungen am näch⸗

ſten ihrer Schwere nach ſtehen , und zwar für ſolche , die

nach den ihnen regelmäßig zum Grunde liegenden ſchänd⸗

lichen und völlig verdorbenen Geſinnungen des Verbrechers

ſchon nach der allgemeinen Volksanſicht als ſchändliche Ver⸗

brechen erſcheinen , es einer Anſtalt bedurfte , in welcher
die größere Strenge der Einrichtung und die Summe

der darin liegenden Uebel für den Sträfling , ſo wie der

Umſtand , daß mit dieſer Strafe in der Regel Folgen für

Die bürgerliche Ehre des Beſtraften verbunden ſind , theils

noch mehr die Strafe geeignet darſtellen , von Begehung der

damit bedrohten Verbrechen abzuſchrecken , theils eine der

Größe der Verſchuldung correſpondirende härtere Repreſſion
und ſtärkere Mißbilligung des Verbrechens durch die bürger⸗
liche Geſellſchaft ausdrücken . Dagegen bedurfte es im Geger

ſatze des als peinliche Strafe erſcheinenden Zuchthauſes
anderer ( nach einem bei uns üblichen Sprachgebrauche
als bürgerlich bezeichneten) Strafanſtalten für Verbrechen ,

welche regelmäßig nicht als ſolche zu betrachten find , die núr

aus einem verworfenen mit ſchändlichen Geſinnungen erfüll⸗

ten Gemüthe ſtammen und unter ſo mannigfaltigen Ver⸗

hältniſſen vorkommen, daß ſie das Geſetz nicht als regelmäßig

peinliche erklärt . Unter dieſen Verbrechen find über wieder
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viele Abſtufungen , denen daher verſchiedene Strafanſtalten

entſprechen müſſen . Es finden ſich darunter Verbrechen , die

ihrer Größe nach , und ſelbſt nach den nicht ſelten ihnen zum

Grunde liegenden Motiven zunächſt an die mit Zuchthaus

bebrohten Verbrechen gränzen , während ſie wieder unter

manchen die Verſchuldung mildernden , und keine Schänd⸗

lichkeit beurkundenden Verhältniſſen vorkommen können ;
ihnen korreſpondirt die Strafe des Arbeitshauſes .

Dagegen bedurfte es für andere Verbrechen , die mehr als

Produkte des Leichtſinns , oft eines augenblicklichen Anreizes ,

oft ſelbſt der Uebereilung vorkommen können , einer geringern

Strafart — der des Gefängniſſes . Bei dieſer letztern

forderte die Rückſicht , daß für die nur mit wenigen Wochen

beſtraften Vergehen ein weiter Transport des Verurtheilten

in ein entferntes Centralgefängniß unnöthige Koſten für

den Staat und Uebel für den Beſtraften erzeugen würde ,

daß es vielmehr zweckmäßig iſt , wenn der Verurtheilte

ſogleich ſeine Strafe in der Nähe ſeines Wohnorts abbüßen

kann , die Einrichtung von Amtsgefängniſſen , in welchen

nur die Verbrechen abzubüßen ſind , welche mit Gefängniß
big zu ſechs Wochen beſtraft werden ( §. 40 ) , während

für die mit höherer Strafe , die jedoch höchſtens ein Jahr

beträgt ( § . 39 ) , bedrohten Verbrechen das Kreisge⸗
fängniß eingerichtet wird , in der Art , daß für jeden Kreis

eine ſolche Strafanſtalt beſteht , wodurch die Vollziehung der

Strafe weniger koſtſpielig und weniger drückend gemacht
wird . Bei der Anordnung des Verhältniſſes des Zucht⸗und
des Arbeitshauſes wurde es jedoch wichtig , den Fehler zu

vermeiden , daß der Geſetzgeber gleichſam voraus alle Ver⸗

brechen — ihrer Moralität nach — in zwei Claſſen einreiht ,
und in die erſte gewiſſe mit peinlichen Freiheitsſtrafen be⸗

drohte und in die zweite die unter bürgerlichen Strafen ver⸗

pönten Verbrechen ſetzt . Eine ſolche abſolute Claſſifikation

iſt unpaſſend . Das nämliche Verbrechen kömmt unter ſo
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die verſchiedenen Abſtufungen oft in einander fließen und es

daher dem Richter überlaſſen werden muß , nach der ge⸗

naueſten Würdigung des einzelnen Falles die entſprechende
verdiente Strafe zu erkennen . Wie wichtig dies in Bezug

auf die Folgen der Strafen für die bürgerliche Ehre deg

Beſtraften wird , ſoll unten näher entwickelt werden . —

Eine Hauptſache iſt aber auch , daß das Geſetz für das näm⸗

lihe Verbrechen oft die zwei Strafarten , Zuchthaus⸗und

Arbeitshaus , neben einander drohe , damit der Richter die

Modifikationen der Verſchuldung im einzelnen Falle abwägen

und darnach beſtimmen kann , ob Zucht - oder Arbeitshaus

verdient ſei. Es muß ferner die geſetzliche Dauer der einzel⸗

nen Strafarten nicht ſo fixirt werden , daß da , wo das
Maximum der einen , z. B . des Arbeitshauſes , aufhört ,

das Minimum der anderen , z. B . des Zuchthauſes , beginnt ;

auch die höhere Strafart muß vielmehr ein tieferes Minimum

haben alè ba Maximum der niedrigern Art ; daher kann nach
dem Entwurfe ( S. 44 ) die zeitliche Zuchthausſtrafe von drei

Jahren bis zu zwanzig Jahren , und ( nach §. 35 ) die Arbeits⸗

hausſtrafe von ſechs Monaten bis ſechs Jahren erkannt

werden . Dadurch wird der Vortheil erreicht , daß zu ſchroff

abgegränzte Abſtufungen und Strafdrohungen vermieden
werden . Wenn das Maximum der Arbeitshausſtrafe an das

Minimum des Zuchthauſes unmittelbar gränzt , wird der

Geſetzgeber genöthigt , bei manchen Verbrechen , die wegen

ihrer Schwere mit einer länger dauernden Freiheitsſtrafe
bedroht werden müſſen , Zuchthausſtrafe zu drohen , wäh⸗
rend das Verbrechen vielleicht ein nicht unmittelbar aus

ſchäͤndlichen Geſinnungen ſtammendes iſt und daher nicht in

die Reihe der peinlichen geſetzt zu werden verdient . Solche
Strafbeſtimmungen werden dann leicht ungerecht und leiten

ſelbſt die Volksmoral irre . Nach unſerm Syſteme kann der

Richter die Abſtufungen ber Verbrechen und die Verſchuldung
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in einzelnen Fällen richtiger würdigen , und da , wo eine

mehrjährige Strafe nothwendig und gerecht ſcheint , Ar⸗

beitshaus bis zu ſechs Jahren erkennen , ohne Zuchthaus
ausſprechen zu müſſen , während er in andern Fällen , die

nicht ſo lange dauernde Strafe verdienen , Zuchthaus von drei

Jahren erkennen kann , weil die Handlung der Geſinnung und

den Motiven des Verbrechers nach als ſchändlich ſich darſtellt .

Bei allen Strafanſtalten diejenige Einrichtung zu treffen ,

welche am meiſten geeignet iſt , die Beſſerung der Sträflinge

anzuregen , wenigſtens die Nachtheile der Communikation

der Sträflinge unter ſich zu entfernen , wird eine der Haupt⸗
ſorgen der Staatsregierung ſeyn . Mehrere Rückſichten gebo⸗
ten in dem Strafſyſteme auch die Feſtungsſtrafe ( §. 42 )

beizubehalten , allein in einem andern Sinne , als manche an⸗

dere Geſetzbücher ſie anwenden . Unverkennbar würde der

Aufenthalt im Arbeitshauſe für manche Verbrecher von

höherer Bildung ein weit größeres Uebel enthalten , als der

Geſetzgeber beabſichtigt ; ſchon der Namen der Feſtungs⸗

ſtrafe enthält nach der oͤffentlichen Meinung eine Milderung ,
und eine Schonung des Ehrgefühls . Es muß daher dem Ge⸗

richte die Ermächtigung gegeben werden , die Arbeitshaus⸗
und die Gefängnißſtrafe auf einer Feſtung abbüßen zu laſſen ,

insbeſondere da , wo ſelbſt in der Handlung des Verbrechers

noch Gründe liegen , welche das Verbrechen in einem mil⸗

deren Lichte darſtellen , z. B . bei dem Todſchlage oder der

Körperverletzung im Affekte , wo ſchwere Beleidigung des

Verletzten den Thäter reizte , und ſelbſt das bisherige
Benehmen des Schuldigen , ſo wie ſeine bisherigen Lebens⸗

verhältniſſe , Schonung für ihn in Anſpruch nehmen . Durch

dieſe Ermächtigung wird dem Gerichte möglich gemacht ,
die Strafe mehr mit der Größe der Verſchuldung in Ein⸗

klang zu bringen . Nie aber läßt es ſich rechtfertigen , wenn

in der Feſtung ebenſo Verbrecher , welche wegen ihrer That

Zuchthaus verdienten , bewahrt werden , und daher die Feſtung ,

g
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indem ſie zugleich Surrogat peinlicher Strafen iſt , in

der öffentlichen Meinung ſelbſt den Charakter verliert , der

ſie als einen Ort darſtellen ſoll , in welchem nur die der

Schonung würdigen Individuen verwahrt werden . Daher

wurde nach F. 42 nicht geſtattet , auch die Zuchthausſtrafe

in Feſtung verwandeln , ebenſo wenig ſie dann ſtatt der Arbeits⸗

hausſtrafe eintreten zu laſſen , wenn der Fall ſo beſchaffen iſt ,

daß die verwirkte Arbeitshausſtrafe mit den im 8. 19 bezeich⸗

neten Nachtheilen für bürgerliche Ehre verbunden wird , alſo

einen Verbrecher trifft , deſſen That als eine ſchändliche er⸗

ſcheint , oder wo ein Individuum , das ſchon wegen früherer

Uebertretungen den Ehrenverluſt verſchuldete , ein neues

Verbrechen verübt . Für die Fälle , wo ein zum Zuchthaus

Verurtheilter , wegen der beſondere mildernde Rückſichten

begründenden Beſchaffenheit des Verbrechens , oder einer ge⸗

wiſſen Individualität des Verurtheilten , der Schonung wür⸗

dig erſcheint , gibt §. 17 , 48 dem Gerichte das Recht , im

Urtheil vom Zwange zu harten Arbeiten , oder der Be⸗

ſchränkung auf ſchmale Koſt , zu befreien . Es ſchien aber

dann nothwendig , ſolche Züchtlinge in einem abgeſonder⸗

ten Raume des Zuchthauſes verwahren zu laſſen . Einer

vorzüglichen Betrachtung ſchien die Frage würdig :in wie

ferne mit gewiſſen Strafarten Nachtheile für die bürgerlichen

Ehren⸗ und Dienſtrechte des Verurtheilten verbunden werden

ſollten . Als ein von der Gerechtigkeit ebenſo wie von der

Criminalpolitik zu verdammender Fehler mußte die in ſo

vielen Geſetzbüchern noch vorkommende Einrichtung erſchei⸗

nen , nach welcher an gewiſſe Strafarten , z. B . an das

Zuchthaus , Nachtheile für die Ehre des Verurtheilten, geſetz⸗
lich nothwendig und auf Lebenszeit eintretend , geknüpft

werden . Ein ſolches Syſtem nöthigt den Geſetzgeber , von

einer beſtimmten Vermuthung auszugehen , nach welcher

beſtimmte Verbrechen als entehrend erſcheinen müſſen , ſo

daß das Geſetz , indem es ein ſolches Verbrechen mit
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einer peinlichen Strafe bedroht , den Verbrecher zugleich als

einen der Ehre und des allgemeinen Vertrauens Unwürdigen

anſieht , während doch die entehrende Beſchaffenheit eines

Verbrechens nur durch die Motive begründet wird , die

es erzeugen , das nämliche Verbrechen aber aus höchſt

verſchiedenartigen Motiven verübt werden kann , welche

zwar nicht die Strafwürdigkeit der That überhaupt beſtim⸗

men können , aber auf die Strafausmeſſung ebenſo den

größten Einfluß ausüben , wie ſie auf die Entſcheidung der
Frage wirken : ob der Verbrecher ein des öffentlichen Ver⸗

trauens unwürdiger Menſch iſt , z. B. bei dem Todſchlage .—
Nach dem bisher gewöhnlich befolgten Syſtem wird der Gez

ſetzgeber genöthigt , alle Verbrechen gleichſam in entehrende

und nicht entehrende zu claſſiſtziren , und , indem er verſchie⸗

dene Arten von Freiheitsſtrafen nach ihrer Dauer aufſtellt ,

3. B . Zuchthaus , Arbeitshaus , gewiſſe Verbrechen , die wegen

ihrer Größe allerdings eine langdauernde Freiheitsſtrafe nach

ſich ziehen müſſen , wo daher die Strafe in der peinlichen

StrafAnſtalt abgebüßt werden muß , mit den Nachtheilen für

bürgerliche Ehre zu belegen , während die übrigen Verbre⸗

chen , welche mit keinen lange dauernden Freiheitsſtrafen zu

bedrohen ſind , wo daher auch die Strafe nur in der nicht

peinlichen Strafanſtalt abzubüßen iſt , als nicht entehrende

erklärt werden , z. B . Diebſtähle , Betrügereien , Verletzungen

der Schamhaftigkeit , Körperverletzungen . Eine Folge dieſer

Einrichtung iſt dann , daß der Geſetzgeber häufig ungerecht

wird , und denjenigen , deſſen Verbrechen nach den Verhält⸗

niſſen des einzelnen Falles ihn nicht als einen des allgemeinen

Vertrauens Unwürdigen darſtellt , doch als ehrlos erklären

muß , weil der Verbrecher Zuchthausſtrafe erlitten hatte . Die

Ausſprüche der Gerichte kommen in ſolchen Faäͤllen oft in

den ſchreiendſten Widerſpruch mit der öffentlichen Meinung ,
welche manchen Verbrecher , der nach den allgemein bekann⸗

ten Verhältniſſen der That und nach ſeiner Individualität
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nicht als ehrlos anſieht , als einen mit der Mackel entehrender

Folgen der Strafe Gebrandmarkten betrachten muß , weil er

Zuchthausſtrafe erlitten hat , während Andere , welche Hand⸗

lungen verübten , die allgemein als ſchändlich und nieder⸗

trächtig gelten , als ehrenhaft angeſehen werden müſſen , weil

das Geſetz dieſe Handlungen nur mit Arbeitshausſtrafe bedroht

hatte . Es konnte nicht entgehen , daß überhaupt bei der Be⸗

ſtimmung der Folgen erlittener Strafen , in Bezug auf Ehren⸗

und Dienſtrechte des Beſtraften , eine Einſchränkung der Faͤlle ,

in welchen dieſe Folgen eintreten , durch die Forderungen der

Gerechtigkeit und der Klugheit geboten wird , weil dem

Beſtraften hiermit oft noch ſchwerere Uebel zugefügt werden ,

als die erlittene Freiheitsſtrafe enthält , und , da ſie lebens⸗

länglich auf ihm laſten , in allen Fällen des Auftretens
im bürgerlichen Verkehre ſtörend einwirken , ja ſelbſt die

Mitbürger des Beſtraften , die oft nach vielen Jahren von

dem Verbrechen des Letzteren nichts mehr wiſſen , und mit

dem einſt Verurtheilten in Geſchäftsverhältniſſe treten , oder

ſich deſſelben als Zeugen bedienen , manche Nachtheile leiden

können , wenn ſich ergiebt , daß ein Ehrloſer bei dem Ge⸗

ſchäfte thätig war . Belehrend muß hier auch die Erfahrung

ſeyn , daß der Ausſpruch des Staats , welcher die Be⸗

ſtraften für gebrandmarkt erklärt , eben ſo ein Hinderniß

der Beſſerung der Sträflinge iſt , als der Entlaſſene , der

aus der Strafanſtalt geht , durch die Vernichtung ſeines

Ehrgefühls eine der wichtigſten Triebfedern zu einem guten

Betragen entbehrt , und in der bürgerlichen Geſellſchaft

ſelbſt der Gelegenheit zum anſtändigen Fortkommen ſich

beraubt ſieht . Dieſe Rückſichten auf einer Seite und auf

der anderen die Erwägung der Intereſſen öffentlicher Ord⸗

nung und Sicherheit , welche fordern , daß derjenige , der

durch die Verübung von Handlungen ſich entehrte , welche

nur die Produkte niederträchtiger Geſinnungen ſind , nicht

Rechte ausübe , welche nur dem völlig Unbeſcholtenen
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eingeräumt werden können , und wobei ſelbſt , wie bei den |

Wahlrechten , der Staat im höchſten Grade betheiligt iſt , |

die Betrachtung endlich , daß darüber , ob eine ſtrafbare

Handlung ſo beſchaffen iſt , daß ſie den Uebertreter des

Geſetzes als einen Unwürdigen darſtellt , in deſſen Bruſt

verdorbene Geſinnungen wurzeln , bei den meiſten Ver⸗

brechen nur nach der genauſten Kenntniß der Motive

und Verhältniſſe des einzelnen Falles geurtheilt werden

kann , dies Urtheil aber am beſten dem Gerichte , das die

ganze Individualität des Falles kennt , überlaſſen wird , |
indem hier die Richter zugleich im Namen und als Re⸗ à

präſentanten der bürgerlichen Geſellſchaft darüber entſchei⸗

den , ob und wie weit der Beſtrafte des öffentlichen

Vertrauens für würdig geachtet werden darf , — beſtimmten

zu nachſtehendem Syſteme . 1 ) Der Geſetzgeber muß bei

einzelnen Verbrechen , nach ihrer regelmäßigen Be⸗

ſchaffenheit und den Geſinnungen und Motiven , woraus

fe der Mehrzahl der Fålle nach ſtammen , die Zucht⸗

hausſtrafe als eine peinliche Strafe drohen , und dabei

erklären ( §. 19 ) , daß Kraft Geſetzes , als Folgen der

Verurtheilung zu dieſer Strafe , gewiſſe Nachtheile für

die bürgerlichen Ehren - und Dienſtrechte des Beſtraften

eintreten . — Bei der Aufzählung dieſer Folgen kam es

darauf an , nur ſolche Rechte zu entziehen , bei deren

Ausübung öffentliche Intereſſen in Frage ſtehen (3. B .

Aemter , ſtaats - und gemeindebürgerliche Wahlrechte ) , oder

die nur demjenigen zuſtehen können , welcher des allgemeinen ( D

Vertrauens wegen höchſter Unbeſcholtenheit wirdig ift G B :

Adel , Orden , Würden ) .

2 Auch da , wo Zuchthausſtrafe eintritt , muf dem Ges

richte , welches den dringenden Anreiz zum Verbrechen , die l

ſonſt bewährte unverdorbene Geſinnung des Verbrechers ,

die Eigenthümlichkeit der Motive zum Verbrechen erwägt ,

das Recht gegeben werden , dem Verurtheilten mehrere oder
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einzelne der ſonſt eintretenden Nachtheile fuͤr die buͤrgerliche

Ehre zu erlaſſen ( §. 20 ) ; jedoch darf dieg nie fo weit gehen ,

daß auch dem zum Zuchthaus Verurtheilten die Befugniß

oͤffentliche Aemter zu bekleiden , und der Anſpruch auf Ge⸗

halte und Penſionen aus öffentlichen Kaſſen vorbehalten

werden könnten , weil dem Richter nicht gebührt , durch
ſeinen Ausſpruch den Staat zu nöthigen , einem Mann ,

welcher ein mit Zuchthaus beſtraftes Verbrechen verübte ,

ſein Amt zu belaſſen oder Penſionen an ihn zu bezahlen .

3 ) Vorzüglich wichtig war es , die Gerichte noch ( . 21 )

zu ermächtigen , im beſondern Falle im Urtheile auszuſprechen ,

daß die Folgen in Bezug auf die Ehrenrechte nach Ablauf

einer gewiſſen Zeit ( fünf Jahre ) von dem Tage der erſtan⸗

denen Strafe an , durch gerichtliches Erkenntniß wieder auf⸗

gehoben werden ſollten , wenn ſich der Verurtheilte in dieſer

Zeit keiner neuen von dem Geſetze mit Gefängniß oder einer

andern höhern Strafe bedrohten Uebertretung ſchuldig ge⸗

macht hat . Dieſe Ermächtigung realiſirt im Weſentlichen die

Idee , auf welcher die Rehabilitation des franzöſiſchen Rechts

beruht , aber auf eine zweckmäßigere Weiſe . Vermöge des

ihnen im §. 21 gegebenen Rechts werden die Gerichte in

manchen Fällen , in denen ſie geſetzlich die Zuchthausſtrafe

erkennen müſſen , und Bedenken tragen , die Folgen für

die Ehrenrechte zu erlaſſen , zugleich aber eine unbedingte

und immerwährende Entziehung der Ehre des Verurtheilten

wegen mancher die Schändlichkeit des Verbrechens mindern⸗

den Umſtände für zu hart ! halten , den Ausweg wählen ,

nur für fünf Jahre den Nachtheil für die Ehrenrechte im

Urtheile auszuſprechen , wodurch der Vortheil erreicht wird ,

daß die bürgerliche Geſellſchaft in den erſten fünf Jahren

nadh erſtandener Strafzeit geſichert iſt , der Verurtheilte einer

genauen Beobachtung unterworfen bleibt , während die Aus⸗

ſicht , jede Mackel der Strafe zu iilgen und wiederbefäͤhigt
zu werden , eine neue dringende Aufforderung für ihn enthält ,
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durch genaue Beobachtung der Geſetze die Geſellſchaft zu

verſöhnen .

4 Wenn die Geſetzgebung für die Verbrechen , die regel⸗

mäßig nicht als Produkte verdorbener ſchändlicher Geſin⸗
nungen erſcheinen , nur Arbeitshaus⸗ oder Gefängnißſtrafe

droht , und dieſe Strafarten keine Folgen für die bürgerliche
Ehre des Beſtraften geſetzlich nach ſich ziehen , ſo mußte

doch berückſichtigt werden , daß manche derartige Verbrechen

von Individuen verübt werden , deren Verdorbenheit der

Handlung einen weit gefährlicheren Charakter aufdrückt , als

ſie ſonſt gewöhnlich hat , oder daß ſolche Verbrechen unter

Umſtänden und aus Motiven verübt werden , welche die

niedrigſte und ſchändlichſte Geſinnung zeigen . Fir Fale

dieſer Art muß dem Gerichte die Befugniß gegeben werden

( §. 45 ) , auch mit der Verurtheilung zum Arbeitshauſe alle

oder einzelne , ſonſt geſetzlich nur mit der Zuchthausſtrafe

verknüpfte Folgen für die bürgerliche Ehre im Erkenntniſſe

zu verbinden , um die Nachtheile zu beſeitigen , welche un⸗

vermeidlich eintreten würden , wenn ein Verbrecher , deſſen

Handlung nach allen bekannten Verhältniſſen als eine un⸗

würdige und ſchändliche betrachtet wird , als ehrenwerth
angeſehen werden müßte , weil im Urtheile nur Arbeits⸗

haus erkannt wurde . Man glaubte jedoch , daß das Recht ,

auch mit dem Arbeitshauſe in einzelnen Fällen Nachtheile

für die bürgerliche Ehre auszuſprechen , den Gerichten

nicht unbedingt , ſondern nur in den Fällen gegeben werden

dürfte , wo entweder a ) das Geſetz unbeſtimmt Arbeitshaus⸗
oder Zuchthausſtrafe droht , und daher die einzelnen Ab⸗

ſtufungen eines ſolchen Verbrechens ſo in einander fließen ,

daß auch der obwohl mit Arbeitshaus nur beſtrafte Fall

ſeiner entehrenden Beſchaffenheit nach an denjenigen gränzt ,
der mit Zuchthaus beſtraft werden könnte ; ferner b ) da wo

das Geſetz ausdrücklich bei beſtimmten Verbrechen , unge⸗

achtet es nur Arbeitshaus droht , die häufig vorkommende
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Niederträchtigkeit des Motives erwägend , den Richter er⸗

mächtigt , die Folgen für bürgerliche Ehre zu erkennen ;

c ) wenn wegen deg Zuſammentreffens mehrerer Verbrechen ,

von welchen jedes mit Arbeitshaus bedroht iſt , die Strafe

in Zuchthaus übergeht , wurde ( g. 149 ) dag Redt, - die

Folgen fur bürgerliche Ehre zu erkennen , dem Gerichte

außer den Fällen des §. 45 noch für den Fall eingeräumt ,
wo die auszuſprechende zeitliche Zuchthausſtrafe ſechs Jahre

oder darüber beträgt .
5) Nothwendig war es , durch eine Beſtimmung ( - 28 )

jeden Streit üͤber ie Frage abzuſchneiden , ob auf dem Wege

der Begnadigung die erkannten Folgen fuͤr bürgerliche Ehre

nach gänzlicher oder theilweiſer Straferſtehung erlaſſen

werden können und ob durch die Begnadigung auch dieſe

eben bezeichneten Folgen als erlaſſen anzunehmen ſind .

In dem Strafſyſteme durften endlich genauere Vor⸗

ſchriſten über die Schärfungen der Freiheitsſtrafen nicht

fehlen . Die Befugniß des Gerichts , ſolche Schärfungen

zu erkennen , empfiehlt ſich für den Geſetzgeber theils da⸗

durch , daß auf dieſe Art die lange Dauer der Freiheits⸗

ſtrafen , gegen welche die Criminalpolitik viele Einwen⸗

dungen erhebt , vermieden werden kann , und durch die
ſtärkere Intenſion , wenn z. B. ein Jahr geſchärftes Zucht⸗

haus erkannt wird , das erreicht wird , was ſonſt durch

zwei Jahre gewöhnliches Zuchthaus bewirkt werden ſoll ,

theils wird das Schärfungsrecht wichtig , um nach der

Eigenthümlichkeit mancher Verbrechen , z. B . bei der mit

Vorbedacht verübten Körperverletzung , die Strafart intenſiv

empfindlicher zu machen , und daher die Wirkſamkeit der

Strafe zu erhöhen . Es kam nur darauf an , Schärfungs⸗
arten zu wählen , die weder das Ehrgefühl des Beſtraften

vernichten können und daher dem Beſſerungszwecke ent⸗

gegentreten , noch auf die Geſundheit des Sträflings nach⸗

theilig wirken , vielmehr nur , indem ſie phyſiſche Uebel bes
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gründen , auch auf das Gemüth des Beſtraften wirken und

ihn zum ernſteren Nachdenken über ſein Unrecht bringen .
Weder öffentliche Ausſtellung , noch körperliche Züchtigung
Ceine ohnehin ſeit 1831 geſetzlich im Großherzogthum auf⸗

gehobene Strafart ) konnten darnach als Schärfungsarten
zugelaſſen werden ; dagegen geſtattet §. 51 , als heilſame

Schärfungen dieſer Art , welche der Richter nach §. 54

und 52 mit den Freiheitsſtrafen immer verbinden kann ,
und in gewiſſen im beſondern Theile beſtimmten Fällen
verbinden muß , —die einſame Einſperrung , den Dunkel⸗

arreſt , die Hungerkoſt ꝛc. zu erkennen ; aber auch hier

mußte das richterliche Ermeſſen genau begränzt werden

und zwar theils durch Vorſchriften über die Zeit , bis zu

welcher eine ſolche Schärfung erkannt werden darf , theils
und vorzüglich über das Recht C . 53 ) , in einer gewiſſen
Zeit Schärfungen wiederholt eintreten zu laſſen . Rückſichten
der Humanität geboten hier eine Beſchränkung .

II .

Ueber die Grundſätze des Entwurfs bei Beſtimmung
des Umfangs des Strafgebiets .

Die Frage , welche Handlungen der Richter zu ſtrafen
berechtigt ſey , iſt in dem erſten Paragraphen des Ent⸗
wurfs durch die aufgeſtellte Grundregel beantwortet , daß
die „ Begehung oder Unterlaſſung einer Handlung nur in ſo
fern peinlich oder bürgerlich ſtrafbar ſeyn ſoll , als ſie
vorher von einem Geſetze mit peinlicher oder bürgerlicher
Strafe bedroht worden iſt . “ Welche Handlungen des Staats⸗
bürgers ſind es aber , die das Geſetz mit peinlichen oder
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bürgerlichen Strafen zu bedrohen haben wird ? Nidt jedeg

geringe Unrecht , nicht jede Unſittlichkeit darf in

den Kreis des Strafbaren hineingezogen , aber auch eben ſo

wenig jedes große Unrecht dahin gezählt , oder jede Un⸗

ſittlichkeit davon ausgeſchloſſen werden . Die Regel , welche

dem Entwurf bei Beantwortung der Frage , bei der Beſtim⸗

mung des Umfangs des Strafgebiets , und der Feſtſtel⸗

lung der Gränze zwiſchen ſtrafwürdigen und nicht⸗

ſtrafwürdigen Handlungen unabweichlich zur Richtſchnur

gedient hat , iſt in dem Grundſatze enthalten : Nur diejenigen

Handlungen , welche die Rechtsordnung in der bürgerlichen

Geſellſchaft ſtören , oder gefährden , und zu deren Abwen⸗

dung , oder ſichern Wiederaufhebung Zwangsmittel anderer

Art , namentlich die Zwangsmittel und Maaßregeln der ge⸗

wöhnlichen Polizei - und Civilgewalt nicht ausreichen , ſollen

und dürfen von dem Geſetzgeber mit peinlichen oder bürger⸗

lichen Strafen bedroht werden .

Die ſtrenge Durchführung des Grundſatzes hat dahin ge⸗

führt , daß eine Anzahl von Handlungen , die in älteren

Rechten , und zum Theile in mehrern der neuern Geſetze und

Geſetzgebungsentwürfe als Verbrechen oder Vergehen

vorkommen , und von größern oder geringern Strafen ge⸗

troffen werden , in dem Entwurfe nicht unter den Hand⸗

lungen erſcheinen , die er mit Strafen bedroht hat . Es ge⸗

hören dahin , um einige Beiſpiele zu bezeichnen , zuvörderſt

ganze Klaſſen von Unterlaſſungshandlungen , die

der Entwurf , wenn gleich fremde Rechte dadurch verletzt

werden , nicht beſtraft , — ferner bloße Vorbereitungs —

handlungen zu Verbrechen , die Selbſtverſtümme⸗

lung , die Selbſtbefreiung eines Gefangenen , und

mancherlei culpoſe Handlungen oder Unterlaſſungen , die ,

obwohl ſie Veranlaſſung oder Urſache von wirklichen Ver⸗

letzungen geworden ſind , immer , nur

ſtrafbar werden .

ð
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Dies Anwendung des Grundſatzes auf culpoſe oder

fahrläßige Handlungen mußte nämlich in Bezug auf die

Frage der Strafbarkeit der durch ſie verurſachten Verletzungen

nothwendig zu der Beſtimmung führen , welche der §. 87

aufſtellt , wornach fahrläßige Handlungen oder Unter⸗

laſſungen nicht regelmäßig , ſondern nur in den beſondern

Fällen beſtraft werden , in welchen das Geſetz die Fahr⸗

läßigkeit namentlich mit Strafe bedroht hat , und auch

die Ausſcheidung dieſer beſondern Fälle ſelbſt im zweiten

Theile des Entwurfs mußte lediglich durch das nämliche

Princip beſtimmt werden .

Verletzungen , die , wenn ſie durch poſitive Handlungen
bewirkt ſind , als Verbrechen erſcheinen , werden im Ent⸗

wurfe , wenn ſie die Folgen oder Wirkungen bloßer Unter⸗

laſſungshandlungen ſind , in der Regel nur dann dem

Kreiſe der ſtrafbaren Handlungen beigezählt , wenn die

unterlaſſene Handlung von der rechtlichen Natur iſt , daß

der Uebertreter zu deren Nichtunterlaſſung rechtlich ver⸗

pflichtet war , die Unterlaſſung alſo in der Verletzung
oder Nichterfüllung einer wahren Zwangspflicht beſteht .

Die wenigen Abweichungen von dieſer Regel , wie nament⸗

lich die Beſtimmung des §. 124 , welche die unterlaſſene

Anzeige eines bevorſtehenden beſtimmten todeswür⸗

digen oder mit lebenslänglicher Zuchthausſtrafe

bedrohten Verbrechens , oder die unterlaſſene War —

nung des Gefährdeten vor einem ſolchen Verbrechen , unter

beſtimmten Vorausſetzungen mit Gefängniß⸗ - oder Geld⸗

Strafe bedroht , die ähnliche Beſtimmung für die unter⸗

laſſene Anzeige , von welcher der §. 127 handelt , ſo
wie die Strafbeſtimmung , welche der Entwurf für den Fall

aufſtellt , da der Finder eines ausgeſetzten hülfloſen Kindes

oder einer ausgeſetzten andern hülfloſen Perſon es unter⸗

läßt , durch Anzeige bei der Obrigkeit oder auf andere

Weiſe für die mögliche Rettung des Ausgeſetzten zu ſorgen
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u. ſ. . , ſind Ausnahmen von der Regel , die ſich ſelbſt recht⸗

fertigen werden .

Die Beſtimmungen über die Strafbarkeit des verbrecheri⸗

ſchen Verſuchs im Allgemeinen , und die Beſtimmungen

für die beiden von einander unterſchiedenen Fälle insbeſondere ,

da der Handelnde aus Irrthum oder Verwechslung ,

und da er aus Unverſtand oder abergläubiſchem

Wahn zur Ausführung des beabſichtigten Verbrechens un⸗
taugliche Mittel gewählt und angewendet hat , und

wornach der Entwurf den erſtern Fall als Verſuch beſtraft ,

den andern Fall dagegen ungeſtraft läßt ( §. 95 und 96 ) ,

werden ſich leicht aus dem nämlichen Grundſatze erklären .

Nur die Handlungen und Handelnden der erſtern Art

mögen die Rechtsordnung ſtören oder gefährden , da der

Handelnde nach entdecktem Irrthum ſolchen verbeſſern ,

und nunmehr ſein Vorhaben doch ins Werk ſetzen wird ,

während von dem Unverſtand , oder abergläubiſchen

Wahn , der den Nachbar durch ſympathetiſche Mittel ,

durch Zauberformeln , oder Gebete u. d. gl . , zu tödten oder zu

beſchädigen verſucht hat , in der That doch nicht Ebendaſſelbe

angenommen werden kann .

Die Beſtimmungen über die Strafbarkeit des verbrecheri⸗

ſchen Verſuchs giengen zuvörderſt davon aus , daß ſie bei

bloßer Fahrläßigkeit einen ſolchen überall nicht an⸗

nehmen , ſondern nur bei vorſä tzlichen , auf ein be⸗

ſtimmtes beabſichtigtes Verbrechen gerichteten Handlungen ,

und bei dieſen mußte die zu löſende Hauptaufgabe die ſeyn ,

den Anfangspunkt zu beſtimmen , von welchem die Straf⸗

barkeit ausgehen ſoll . von dem Augenblick an , wo der boͤſe

Gedanke in der Bruſt des Menſchen erwacht , und zum

verbrecheriſchen Entſchluſſe reift , bis zum Augenblick ,

da ſeine Abſicht erreicht iſt , und nichts mehr fehlt , was

zum Begriff und Thatbeſtand des vollendeten Ver⸗

brechens geſordert wird , läßt ſich regelmäßig eine längere
>
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oder kürzere Reihe in der Mitte liegender Handlungen unter⸗

ſcheiden , welche eben ſo viele Zwiſchenſtufen bilden . Der bloße

verbrecheriſche Gedanke oder Entſchluß kann noch nicht

ſtrafbar ſeyn . Cogitationis pœnam nemo patitur . Es iſt

aber auch nicht erſt der Endpunkt der ganzen Reihe , nicht

erſt das Eintreten des vollendeten Verbrechens das

Moment , von welchem die Strafbarkeit ' anfängt . Auf welcher

Zwiſchenſtufe aber wird dieſer Anfang zu ſuchen ſeyn ? Das
gemeine Recht forderte „etliche ſcheinliche Werke , die zur

Vollbringung der Miſſethat dienſtlich ſeyn mögen, “ und be⸗

ſtrafte ſo den „ böſen Willen , daraus etliche ſolche Werke

folgten, ” wenn auch eine Beſchädigung ſelbſt noh üͤberall

nicht eingetreten war . Es blieb darnach zweifelhaft und be⸗

ſtritten , ob auch ſchon bloße Vorbereitungshandlungen , und

welche ? hinreichen ſollen , einen ſtrafbaren Verſuch zu be⸗

gründen ? Der Entwurf , in Uebereinſtimmung mit neuern

Geſetzen und Geſetzentwürfen , ſtraft Handlungen , wodurch

die Ausführung eines beabſichtigten Verbrechens erſt vor⸗

bereitet , aber noch nicht angefangen wurde , in der

Regel nicht als Verſuch C . 9 , die wenigen Fälle aus⸗

genommen , fuͤr welche beſondere Geſetze , wie die beſondern

Beſtimmungen über das Komplott ( §. 107 ) , wornach ſchon

die bloße Eingehung der verbrecheriſchen Verbindung als

entfernter Verſuch des beabſichtigten Verbrechens be⸗

ſtraft werden ſoll , das Gegentheil anordnen , oder wo die

Vorbereitungshandlung ſelbſt aus einer ſchon an ſich ſtraf⸗

baren That beſteht ( §. 93 ) . In allen andern Fällen gelten

dem Entwurf nur erſt diejenigen Handlungen als ſtraf⸗

barer Verſuch , wodurch die Ausführung des beab⸗

ſichtigten Verbrechens ſelbſt angefangen worden iſt

C . 91) .

Eine Gränzlinie anderer Art zwiſchen ſtrafbaren und un⸗

ſtrafbaren menſchlichen Handlungen wird gezogen durch die

ſtrafrechtlichen Grundſätze über die Zurechnung derſelben .
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Es iſt nämlich die Strafbarkeit einer jeden Handlung durch
die Vorausſetzung bedingt , daß ſie dem Urheber mit ihrem

Erfolg entweder zum Vorſatz oder zur Fahrläßigkeit

zuzurechnen iſt (§. 64 ) . Die Gründe aber , welche alle Zurech⸗

nung ausſchließen , laſſen ſich auf die zweierlei Zuſtände

zurückführen , in welchen entweder das Bewußtſ eyn der

Strafbarkeit der Uebertretung , oder die Willkühr des

Uebertreters ( d .i . das Vermögen deſſelben , ſich in ſeinem

Handeln nach Vorſtellungen zu beſtimmen ) aufgehoben iſt

C . 65 ) . In allen Fällen , in welchen der Entwurf ( §. 68ff . )

Mangel an Zurechnungs fähigkeit annimmt , iſt entweder

der eine oder der andere dieſer Zuſtände vorhanden , oder

wird vom Geſetz als vorhanden angenommen .

Ein weiterer Grund , welcher die Zurechnung zur Strafe

im einzelnen Falle ausſchließt , liegt in dem Rechte der

Nothwehr , d. i. in dem Rechte zur eigenmächtigen

Selbſtvertheidigung gegen begonnene oder eben bevor⸗

ſtehende rechtswidrige Angriffe , unter der Vorausſetzung ,

daß die drohende Gefahr weder durch Anrufung der obrig⸗

keitlichen Hülfe , noch durch andere dem Bedrohten bekannte

Mittel , außer der Eigenmacht , mit Sicherheit und ohne

Nachtheil abgewendet werden konnte ( §. 76 ) . Der Entwurf

hat ſich zur Aufgabe gemacht , in einer Reihe von Beſtim⸗

mungen ( §. 76 — 83 ) die Vorausſetzungen und Bedingungen
der Rechtmäßigkeit der Noth wehr und ihrer Aus übung ,

ihre Gränzen , und insbeſondere die ſtrafrechtlichen Folgen

ihrer Ueberſchreitung mit mehr Vollſtändigkeit und Gez

nauigkeit zu normiren , als bis jetzt der Fall geweſen ift.
Die Darſtellung der Vorſchriften uͤber die Beſtrafung

zuſammentreffender Verbrechen C . 144 u. ff . ) führte

zu eigenen Beſtimmungen über fortgeſetzte Verbrechen

G. 155 u. 156 ) , und über den Rückfall C . 458 — 165).

10 Fortgeſetzte Verbrechen ſind dem Entwurf mehrs

fache Uebertretungen des nämlichen Strafgeſetzes
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durch Handlungen, welche zuſammen als Ausführung des näm⸗

lichen auf ein beſtimmtes Verbrechen gerichteten Entſchluſ⸗
ſes erſcheinen , oder mehrfache Uebertretungen des näm⸗

lichen Strafgeſetzes , welche als Folgen der nämlichen

fahrläßigen Handlung zu betrachten ſind . Das Geſetz
betrachtet die mehrfachen Uebertretungen in beiderlei

Fällen nicht als eben ſo viele zuſammentreffende be⸗

ſondere vorſätzliche oder fahrläßige Verbrechen , ſondern
nur als eben ſo viele zuſammengehörende Beſtandtheile
oder Fortſetzungen einer und derſelben That ,
und beſtraft ſie darnach nicht als mehrere z u ſammen⸗
treffende , ſonderu nur als ein einziges fortge —
ſetztes vorſätzliches oder fahrläßiges Verbrechen , wobei

zwar die Fortſetzungen und deren Zahl als Gründe er⸗

höhter Strafbarkeit in Betracht kommen , jedoch das höchſte
Maaß der auf das Verbrechen geſetzten Strafe niemals

überſchritten werden darf , während bei der Beſtrafung
zuſammentreffender Verbrechen das Gegentheil gilt
C . 444 — 148 ) . Die nämlichen in der Natur der Sache
liegenden ſtrafrechtlichen Momente aber , welche in den

beiderlei dargeſtellten Fällen nicht geſtatten , die mehr⸗
fachen Uebertretungen als eben ſo viele zuſammentreffende
ſelbſtſtändige Verbrechen zu beſtrafen , können auch
in Fällen einer andern Art vorkommen , nämlich bei mehr⸗
fachen Uebertretungen des nämlichen Strafgeſetzes ,
die in Bezug auf das nämliche fortdauernde Ver⸗

hältniß verübt worden ſind , z. B. mehrfache Rechners⸗
untreue des nämlichen Verwalters in der nämlichen Jahres⸗
rechnung , oder mehrfache Verletzungen der ehelichen Treue

des nämlichen Gatten mit derſelben Perſon verübt , u. dgl .
Der Entwurf ( 9 . 456 ) þat daher den Gerichten dte Er -

mächtigung gegeben , die Vorſchrift des §. 155 über die

mildere Beſtrafung fortgeſetzter Verbrechen nach Um⸗

ſtänden auch auf Faͤlle die ſer andern Art anzuwenden .

——
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2 ) Rückfall . Die abermalige Begehung eines Berz

brechens , nachdem der Verbrecher wegen einer gleichen oder

gleichartigen frühern Uebertretung ſchon verurtheilt worden

iſt , gilt nach dem Entwurfe bei den im §. 158 bezeichneten
ſechs Klaſſen von Verbrechen als Rückfall , und wird

von der auf den Rückfall geſetzten härtern Strafe

getroffen , möglicher Weiſe von dem Doppelten der⸗

jenigen Strafe , die ihn treffen würde , wenn die Ueber⸗

tretung die erſte wäre G. 162 ) . Die Beſtimmungen des

Entwurfs unterſcheiden ſich von den bisherigen , und von

denjenigen anderer Geſetzgebungen oder Entwürfe zuvörderſt

dadurch , daß er die Zahl der Verbrechen , bei welchen die

Wiederholung für Rückfall gilt , d. h. von der aus ge⸗
zeichneten härtern Strafe des Rückfalls getroffen
werden ſoll , auf die ſechs Klaſſen beſchränkt hat , welche

der §. 155 aufführt , und alle diejenigen Verbrechen von

dem Kreiſe ausſchließt , welche nicht aus Neigungen ent⸗

ſpringen , die dem Menſchen habituell werden . Todſchlag ,

Kindermord , Kindesausſetzung , Körperverletzung im Affekt

m f. . , blieben daher unbedingt davon ausgeſchloſſen .

Eine weitere Abweichung liegt in dem geringern Straf⸗

maaß, welches in andern Geſetzen , z. B . dem Baieriſchen

Strafgeſetzbuch , alles gerechte Verhäͤltniß zu überſchreiten

ſchien , — und von nicht weniger Bedeutung für nicht ſeltene

Fälle wird die Beſtimmung des §. 161 ſeyn , welche dem

Gericht das Recht ertheilt , bei Beurtheilung der Frage ,

ob die neue Uebertretung als Rückfall zu betrachten ſey ,

die Rechtmäßigkeit des frühern Erkenntniſſes , ſo fern ſich

erhebliche Zweifel darüber darbieten , ſeiner eigenen Prüfung

und Eutſcheidung zu unterwerfen . Agtt
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Ueber die Eintheilung der ſtrafbaren Handlungen in

Verbrechen und Vergehen .

Es indieſe Eintheilung dem Entwurfe nicht zum Grunde |
gelegt , ſolche auch nicht durch eine Unterſcheidung der

ſtrafbaren Handlungen von anderer Art erſetzt worden . Er

weicht daher hierin von andern neuern Geſetzgebungen ,
namentlich von dem Franzöſiſchen , dem Oeſterreit —
chiſchen , und dem Baieriſchen Strafgeſetzbuche , wie
von dem neueſten Entwurfe für Baiern , ab . Man fand
den Grund zu dieſer Abweichung , die der Entwurf mit den

Entwürfen für Hannover und Würtemberg gemein
hat , darin , daß es in der That zu dieſer Unterſcheidung
durchaus an einem beſtimmten in der Natur der ein⸗

zelnen ſtrafbaren Handlungen ſelbſt liegenden Einthei⸗
lungsgrunde , an einem innern Merkmale fehlt,
woran man erkennen könnte , welche Handlungen zur Klaſſe
der Einen , welche zur Klaſſe der Andern zu zählen ſeyen .
Es liegt ein ſolches Merkmal nicht in dem Unterſchiede

zwiſchen vorſätzlichen und fahrläßigen Handlun⸗
gen , indem manhe vorſätzliche Uebertretungen , ja ſo⸗
gar ſolche , die nur vorſätzlich verübt werden können ,
wie geringere Diebſtähle , die geringern Arten von Be⸗

trügereien u. dgl . , auch von jenen Geſetzgebungen ,
welche ſich dieſe Unterſcheidung angeeignet haben , nicht zur
Klaſſe der Verbrechen , ſondern zu jener der Verge⸗
hen gezählt werden . Es liegt ein ſolches Unterſcheidungs⸗
merkmal ferner auch nicht in dem Gegenſtande der

Verletzung , nämlich nicht darin , ob durch die Uebertretung
ein wirkliches Recht , oder nur eine Anordnung , ein Ge⸗
bot oder Verbot der Regierungs⸗oder Polizeigewalt
verletzt wurde , da auch Verletzungen der erſtern Art , wie

manche Arten des Diebſtahls , der Unterſchlagung ,

——
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ſonen ſelbſt , überall zur Klaſſe der bloßen Vergehen

gezählt werden . Auch die Größe des durch die That be⸗
wirkten Schadens dient nicht zum ſicheren Merkmal , da

es Uebertretungen gibt , die zum Kreiſe der Verbrechen

gehören , wenn auch nur geringer , oder vielleicht gar kein

Schaden eingetreten ſeyn mochte , wie z. B . bei einzelnen

Arten der Vergiftung .

Nur ein einziges äußeres Merkmal findet ſich , welches

beim erſten Anblick geeignet ſcheint , in allen Fällen zum

ſichern und untrüglichen Eintheilungsgrunde zu dienen ,

nämlich die Strafgattung , womit eine Uebertretung

im Strafgeſetzbuche bedroht iſt , indem darnach diejenigen

Handlungen , die mit peinlichen Strafarten (§.9) bedroht

wären , die Klaſſe der Verbrechen , die übrigen dagegen ,

welche das Geſetz mit bürgerlichen Strafen bedroht ,
die Klaſſe der bloßen Vergehen ausmachen würden .

Allein man findet bald , daß ſich auch eine ſolche Unter⸗

ſcheidung , in ſo fern die Verbrechen und Vergehen in ge⸗

ſonderten Abtheilungen des Geſetzbuchs dargeſtellt
werden ſollen , ohne große Verwirrung , ohne häuftge

Trennung deſſen , was nothwendig zuſammengehört , durch⸗

aus nicht durchführen läßt . Denn eine und dieſelbe Ueber⸗

tretung würde nach Verſchiedenheit der Umſtände , unter

welchen ſie verübt wird , bald zu den Verbrechen ge⸗

hören , bald zu den bloßen Vergehen geſtellt werden

müſſen . Die einfachen Diebſtähle , der Betrug , die Unter⸗

ſchlagung , die Körperverletzungen würden darnach , je

nach der Verſchiedenheit der Umſtände , unter welchen die

Verübung geſchah , bald zur einen bald zur andern Klaſſe

gezählt , und ſo im Strafgeſetzbuche ſelbſt zweimal , einmal

in der Abtheilung von den Verbrechen , und dann wie⸗

der mit den Vergehen dargeſtellt werden müſſen . Dazu
kommt überdieß , daß der Entwurf für manche Fälle dem
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Ermeſſen des Richters überläßt , auf Arbeithaus oder

unter erſchwerenden Umſtänden auf Zuchthaus , alſo auf

eine bürgerliche oder eine peinliche Strafe zu er —

kennen . In welcher Abtheilung des Geſetzbuchs würden

nach ſolchem Syſtem dieſe Fälle ihre Stelle zu ſuchen

haben ? —

Es iſt zwar gewiß , daß die Klaſſifikation der ſtrafbaren

Handlungen in ſchwerere und leichtere Verbrechen ,

oder was daſſelbe iſt , die Eintheilung in Verbrechen

und Vergehen , allerdings von großer praktiſcher Bedeu⸗

tung it , einmal , um hiedurch den gefäͤhrlichern Böſewicht

auch in den Augen des Volks von dem blos Verirrten

zu unterſcheiden ; ſodann aber vorzüglich zu dem Ende ,

um nach dieſem Unterſchiede die Zuſtändigkeit der Ge⸗

richtsbehörden bei der Strafverfolgung , und die Formen

des bei der einen und der andern Klaſſe ſtattfindenden

Strafverfahrens zu beſtimmen . Allein dieſe beiden

praktiſch⸗wichtigen Zwecke werden auf anderem Wege viel

ſicherer und einfacher erreicht , der erſte nämlich durch die

Klaſſifikation der Strafen in peinliche und bürger⸗

fide ( 9. 9 und §. 33 ) , und die Beſtimmungen über das

Eintreten oder Ausſchließen der damit verknüpften Nach⸗

heile für die bürgerlichen Ehren - und Dienſtrechte des

Uebertreterg ( §. 49 , 20 , 24 , 44 und 45 ) , der andere aber

durch angemeſſene eigene Beſtimmungen über die Zuſtän⸗

digkeit der verſchiedenen ſtrafgerichtlichen Behörden , in

Bezug auf den Unterſchied der Uebertretungen ſelbſt , welche

Beſtimmungen aber ihre Stelle nicht in dem Strafge⸗

ſetzbuch , ſondern vielmehr in der Strafprozeßord⸗

nung erhalten müſſen .
Es fanden ſich daher überall keine Gründe , eine Ein⸗

theilung , gegen welche ſo große und viele Bedenken ſprechen ,

in den Entwurf aufzunehmen .
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beſtimmten Strafgeſetze in unbeſtimmte fidh verwandeln und

Von dem richterlichen Ermeſſen .

Bei der Regulirung des richterlichen Ermeſſens und der

Anordnung des Verhältniſſes des Richters zum Straf⸗

geſetze und zur Anwendung deſſelben wurde es nothwen⸗

dig , die Rückſicht , daß die Wirkſamkeit des Strafgeſetzes

vorzüglich auch durch die Beſtimmtheit deſſelben und die

Gleichförmigkeit der Rechtsanwendunggarantirt wird , mit

der Forderung zweckmäßig zu verbinden , daß die Richter
in den Stand geſetzt werden , die Strafe im einzelnen Falle

ſo zu erkennen , wie ſie der Größe der Verſchuldung des

Falles entſpricht , daß aber hiezu eine Erweiterung des rich⸗

terlichen Ermeſſens gehört , weil es unmöglich iſt , daß der

Geſetzgeber bei der Strafdrohung alle Combinationen der

Verſchuldung voraus erkennt , und weil ſonſt durch häufige

Begnadigungen die Fehler des Geſetzes und die Härte
der richterlichen Ausſprüche verbeſſert werden müſſen , da⸗

durch aber das Anſehen und die Kraft der Strafgeſetze

leicht untergraben wird . Aus der erſten Rückſicht floß
der Grundſatz ,daß man dem Gerichte nicht eine allge⸗
meine Ermächtigung geben könne , in Fällen , wo wegen

der Menge und Wichtigkeit der Milderungsgründe ſelbſt das

gedrohte Minimum außer Verhältniß mit der Verſchuldung

ſteht , unter dieſes Minimum herabzugehen . Man mußte

beſorgen , daß durch eine ſolche Ermächtigung auch die

wegen der Unmöglichkeit , im Geſetzbuche alle Milderungs⸗

gründe aufzuzählen , die Richter oft durch Gründe , die auf

die Rechtsanwendung keinen Einfluß tben dürfen , zu einer

übertriebenen Nachſicht ſich verleiten laſſen möͤchten. Man |

durfte ferner niht unberückſichtigt laſſen , daß durch die Er⸗
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theilung einer ſolchen Ermächtigung eigentlich jede geſetzliche
Schranke vernichtet , oder , wenn man das Recht des Richters ,
unter das niedrigſte Maaß herabzugehen , geſetzlich normiren

wollte , der Sache nach ein zweifaches Minimum ange⸗
ordnet würde . Man glaubte , daß durch eine zweckmäßige
Strafbrohung , bei welcher das Minimum überall ſehr
niedrig geſetzt wird , ſo wie durch gehörige Abſtufungen
bei den einzelnen Verbrechen und durch Angabe ſpezieller
Milderungsgründe dem Bedürfniſſe weit beſſer abgeholfen
werden könnte . Auch war es nothwendig 1 ) die Gerichte

zu ermächtigen ( §. 130 ) , in allen Fällen die geſetzliche
Strafe zu mildern , wo Zuſtände im verminderten Grade

vorhanden ſind , welche in ihrer höchſten Wirkſamkeit die

Zurechnung ausſchließen , z. B . wegen eines geringeren
Grades von Blödſinn , oder Trunkenheit . 2 ) Als allgemeiner

Milderungsgrund mußte auch ( S. 72 , 73 , 74 ) das jugendliche
Alter in der Art zugelaſſen werden , daß bei Minderjährigen
vor dem zurückgelegten ſechszehnten Jahre eine geminderte
Strafe eintrete , und bei Perſonen , die das ſechszehnte
Lebensjahr erreicht aber das achtzehnte noch nicht zurück⸗

gelegt haben , die Todesſtrafe ganz ausgeſchloſſen würde .

3 ) Bei der Strafdrohung überhaupt mußte es Grundſatz
ſeyn , als Regel nur relativ unbeſtimmte Strafgeſetze zu

geben , ſo daß ein Minimum und Maximum geſetzt iſt .
Der Raum zwiſchen beiden Gränzen muß ſo weit ſeyn ,
daß die Richter in den Stand geſetzt werden , genau die

Verſchuldung des einzelnen Falles abzuwägen und dar⸗

nach die verdiente Strafe auszuſprechen . Insbeſondere muß
das Minimum niedrig ſeyn , weil bei der unendlichen

Vielgeſtaltigkeit der Fälle die Verſchuldung oft ſehr ge⸗

ring , und darnach auch nur eine ſehr geringe Strafe
verdient iſt . Je mehr der Geſetzgeber nach der Beſchaffen⸗

heit des Verbrechens , wegen der Verſchiedenartigkeit der

Motive , eine große Summe von Combinationen der Ver⸗
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ſchuldung ſich als möglich vorſtellen kaun , deſto weiter

muß der Raum zwiſchen Minimum und Maximum geſetzt

werden ; daher werden häufig nur überhaupt Arbeitshaus ,

nach dem voraus geſetzlich beſtimmten Minimum und Maxi⸗

mum ( von ſechs Monaten bis ſechs Jahren ) , in einigen

Faͤllen ſelbſt Arbeitshaus und Zuchthaus neben einander

( das letzte mit einem ſpeziellen Maximum ) , gedroht werden

müſſen, letzteres insbeſondere wo ſehr viele denkbare Abſtufun⸗

gen anzunehmen ſind . 4 ) In Bezug auf dieſe Abſtufungen
entſcheidet die Forderung : überall wo ſich verſchiedene Stufen

des nämlichen Verbrechens beſtimmt und ſcharf ihrer Größe

nadh aus drücken laſſen , z. B . bei der Körperverletzung , bei

dem Diebſtahl , auch dieſe Abſtufungen im Geſetze zu machen

und jeder Stufe die beſondere Strafe zu drohen , jedoch ſo , daß

aus den ſchon oben bei der Entwickelung des Strafſyſtems

angegebenen Gründen das Minimum der höheren Stufe

tiefer geſetzt wird , als das Maximum der niedern , weil

die einzelnen Gradationen oft in einander fließen . Wo

dieſe Begränzung nach einzelnen Abſtufungen nicht wohl mög⸗

lich iſt , weil unendlich viele Gradationen vorkommen , die ſich

nicht leicht erſchöpfen laſſen , erſcheint dagegen die Aufſtellung

ſolcher Gradbeſtimmungen unzweckmäßig , weil ſie den Rich⸗

ter leicht irre leiten können , z. B . bei den Gehülfen ( §. 116 ) .

5 ) Die Bezeichnung der allgemeinen Gründe der Ausmeſſung

der relativ unbeſtimmten Strafgeſetze § . 140 —442 ) , ſchien

nothwendig , um dem Richter noch klarer den Willen des

Geſetzgebers zu zeigen , und ihm eine Anweiſung zu geben ,

wie er dem vom Geſetze gebilligten Prinzipe gemäß die

Größe der Verſchuldung ausmeſſen und darnach Strafen

anwenden ſoll . Durch dieſe Aufſtellung der allgemeinen

Strafausmeſſungsgründe wurde auch die Nothwendigkeit

vermieden , bei den einzelnen Verbrechen häufig beſondere

Strafminderungs - oder Erhöhungsgründe anzugeben . Nur

dürfen die in den § § . 141 , 142 aufgeſtellten Rückſichten
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nicht als ausſchließend und erſchöpfend betrachtet werden ,
daher durch den Ausdruck : insbeſondere , die Richter
angewieſen ſind , jenen Rückſichten nur als Andeutungen
gu folgen . Auh durfte man hoffen , die Richter würden

da , wo ein Minimum und Marimum gedroht ift , niht
das Medium dieſer Strafgrößen als das gewöhnliche und

regelmäßige betrachten , wodurch unverkennbar die Strafe

gegen den Willen des Geſetzgebers oft zu hart ausfalen müfte :
Man durfte vielmehr erwarten , daß ſie die bei ſorgfältiger
Prüfung wohl zu erforſchenden Rückſichten der Schäͤdlichkeit
und Gefährlichkeit der Handlung , ſo wie der Böͤsartig⸗
keit und Stärke des Willens im einzelnen Falle

genau erwägen und darnach die Strafe , im Zweifel daher —
wo es an Straferhöhungsgründen fehlt — näher dem ge⸗

ſetzlichen Minimum ausmeſſen würden . 6 ) Wichtig iſt es

auch , die Strafdrohungen haͤufig nur fakultativ für den

Richter zu geben ( was durch den Ausdruck: kann, ange⸗
deutet wird ) , ſo daß er nur dann von der Ermächtigung zur

Anwendung einer höhern oder einer geringern Strafe Ge⸗

brauch machen fol , wenn er fih , nadh Erwägung der Um -

fände des einzelnen Falles , davon überzeugt , daß die Ge⸗

rechtigkeit dieſe höhere oder geringere Strafe fordert . 7 ) Die

Nachtheile einer zu ſcharf begränzten Strafdrohung glaubt
man dadurch zu beſeitigen , daß der Richter ermächtiget wird ,

wegen einer beſtimmten Beſchaffenheit der That oder der Schuld
des Verbrechers von der aufgeſtellten allgemeinen Regel abzu⸗
gehen . So bedurfte es auch im §. 108 der Ermächtigung für
den Richter , von der Regel , daß bei einem Komplott jeder

Theilnehmer deſſelben von der auf das Verbrechen geſetzten

Strafe getroffen werden fol ( g. 4106 ) , dann eine Mug -

nahme zu machen , wenn im einzelnen Falle ſich ergiebt ,

daß der Einfluß auf den gemeinſchaftlichen verbrecheriſchen

Entſchluß , und die Mitwirkung eines einzelnen Theilnehmers
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der Verbindung nur geking geweſen iſt . Hierher gehört

ferner Die Ermächtigung ( im §. 118 ) , abweichendvon der

Regel , wornach der Gehülfe geringer als der Urheber be⸗

ſtraft wird ( 5. 446 ) , gegen den Gehülfen die vole Strafe

des begangenen Verbrechens eintreten zu laſſen , wenn er

bei der Ausführung des Verbrechens einen ſolchen Bei⸗

ſtand geleiſtet hat , ohne welchen der Andere das Verbrechen

nicht hätte vollbringen können . Durch dieſe Vorſchrift wurde

die Aufſtellung des in manchen Geſetzbüchern vorkommenden ,

den Richter leicht irre leitenden Begriffs von Miturhebern

überflüſſig gemacht . Auf aͤhnliche Art bedarf es auch in Bezug

auf einzelne Verbrechen gewiſſer Ermächtigungen für den

Richter , eine geringere Strafe da anzunehmen , wo durch
beſondere ( im Geſetze bezeichnete ) Verhältniſſe die Verſchul⸗

dung bedeutend gemindert wird , z. B . bei dem Todſchlage ,

wenn der Todſchläger durch ſchwere Beleidigungen gereizt

war , bei der Toͤdtung , wenn ſie unter gewiſſen Umſtänden
an einem Einwilligenden verübt worden iſt . — 8 ) Beſondere

Vorſchriften mußten für den Fall gegeben werden , wo mehrere

Verbrechen derſelben Perſon als Gegenſtand des nämlichen

Strafurtheils zuſammentreffen , ohne daß der Fall des fort⸗

geſetzten Verbrechens , oder der ſogenannten idealen Con⸗

currenz vorhanden iſt . Der Grundſatz , daß ſämmtliche ver⸗

wirkte Strafen aller verübten Verbrechen neben einander

erkannt und vollzogen werden ſollen , konnte nicht gebilligt

werden , da es einleuchtet , daß eine ununterbrochene Er⸗

duldung aller wegen der verſchiedenen Verbrechen verwirkten

Strafen ein intenſiv härteres Uebel begründen würde , als

dann zu erdulden iſt , wo die Uebel in verſchiedenen Zeit⸗

theilen mit Unterbrechung zu leiden ſind . Ohnehin werden

auch die Geſetzgebungen , welche dieſem Grundſatze hul⸗

digen , zu vielfachen Ausnahmen genöthigt . Eben ſo wenig

aber konnte man den Grundſatz ausſprechen , daß nur : die
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Strafe des ſchwerſten Verbrechens allein anzuwenden ſel ,

weil dadurch der Verbrecher , der z. B. ſchon ein mit Zucht⸗

haus bedrohtes Verbrechen verübte , ſicher wäre , daß er

wegen aller mit Arbeitshaus bedrohten Verbrechen keine

Strafe zu leiden hätte , und dieß eben ſo ſehr den Forde⸗

rungen der öffentlichen Sicherheit , als denen der Gerechtig⸗
keit zuwiderlaufen würde . Der Entwurf kam deßhalb zu

nachſtehendem Syſtem . a ) Wenn auch im Allgemeinen die

Gerechtigkeit fordert , daß Jeder wegen der verſchiedenen

von ihm verübten Verbrechen Strafe erleide , ſo iſt es

doch unpaſſend , verſchiedene Freiheitsſtrafen , z. B. Gefäng⸗
niß , Arbeitshaus , Zuchthaus , neben einander zu erkennen ,
wo dann der Verurtheilte zuerſt in das Gefängniß , nach

überſtandener Gefängnißſtrafe in das Arbeitshaus u. ſ. w. ge⸗

bracht werden müßte ; ſchon die Rückſicht auf die Nachtheile

des dadurch nothwendigen Herumſchleppens in den verſchie⸗

denen Strafanſtalten des Landes ſpricht dagegen . Am rich⸗

tigſten wird man die geringeren Strafarten unter Verkürzung

ihrer Dauer in die höchſte der verwirkten Strafarten ver⸗

wandeln und ſämmtliche Freiheitsſtrafen dann nur in einer

Strafanſtalt abbüßen laſſen . Darnach mußte das Verhältniß

der verſchiedenen Strafarten zu einander ( . 136 ) berückſichtigt
werden ; einjähriges Arbeitshaus ſteht ſechsmonatlichem

Zuchthauſe , und einjähriges Gefängniß dem ſechsmonat⸗

lichen Arbeitshauſe gleich . Sind daher mehrere Verbrechen

verübt , von welchen einige Gefängniß , andere Arbeitshaus ,

und andere endlich Zuchthaus nach ſich ziehen , ſo wird nur

Zuchthaus erkannt G. 146 ) und die verwirkten Gefängniß⸗
und Arbeitshaus⸗Strafen werden in Zuchthaus verwandelt .

b ) Iſt die Strafe des ſchwerſten Verbrechens ausgemittelt ,
ſo iſt zwar wegen der übrigen Verbrechen gleichfalls

Strafe zu erkennen ; allein die Geſammtſumme aller ver⸗

wirkten Strafen kann hier wegen der oben bemerkten Forde⸗

rung der Gerechtigkeit nicht erkannt werden ; es ſoll vielmehr

—

———————
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ſtatt aller verwirkten Strafen nur eine angemeſſene Erhöhung
der ſchwerſten Strafe eintreten ; wie weit dieſe Erhöhung
gehen barf , mufte gefeglih beftimmt werden (S. 444 ) ; nur

höchſtens zwei Drittel der Strafen der geringern Verbrechen
kommen hierbei in Betracht , z. B . ſtatt ſechs Jahre Arbeits⸗

haus nur vier . ( ) Der Uebergang zu einer höheren Straf⸗
art wegen der Zuſammenrechnung war nicht leicht zu

geſtatten , da , wenn z. B . auch ſechs Verbrechen zuſam⸗

mentreffen , von welchen jedes nur Arbeitshaus nach ſich
zieht , nur ſechs bürgerlich zu beſtrafende Verbrechen

vorliegen , und die Natur derſelben durch ihre zufällige
Concurrenz nicht verändert werden ſoll . Das Geſetz durfte
aber nicht ſo weit gehen , auszuſprechen , daß gar nie zu
der höhern Strafart übergegangen werden könne , weil

ſonſt , wenn z. B . vier Verbrechen verübt ſind , von denen

jedes vier Jahre Arbeitshaus verdient , die Strafe , ſobald
nur das Maximum der Arbeitshausſtrafe ( ſechs Jahre )
erkannt werden dürfte , zu niedrig ausfallen und die For⸗

derungen der Gerechtigkeit verletzen würde . Da jede

Strafart in einem weiten Umfang (3. B . Arbeitshaus
von ſechs Monaten bis zu ſechs Jahren ) gedroht iſt , der

Richter daher hinreichend Raum hat , um innerhalb der

nämlichen Strafart die Strafen zuzumeſſen , ſo wird in

der Mehrzahl der Fälle der Uebergang zur höhern Straf⸗
art nicht nothwendig werden . Vorzüglich wird der Richter
auch bei Ausmeſſung der Strafen berückſichtigen , daß die

geſetzliche Befugniß , die Freiheitsſtrafen mit Schärfungen
zu verbinden , ihm ein Mittel an die Hand gibt , durchzdie

Anwendung einer oder mehrerer Schärfungsarten die Straf⸗
dauer abzukürzen , und dadurch den Uebergang zur höhern
Strafart zu vermeiden . Die Zuläßigkeit dieſes Uebergangs
mußte fuͤrdie Faͤlle, wo er nothwendig iſt , in der Art beſchränkt
werden ( 9. 147 ) , daf er nur dann ftattfinden darf , wenn ſchon
die Strafe des ſchwerſten Verbrechens das höchſte Maaß der

5
6
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darauf geſetzten Strafart 83. B. bei Arbeitshaus ſechs Jahre )

erreicht , oder dieſem ſo nahe kommt , daß daſſelbe durch den

Zuſatz eines Drittels der uͤbrigen verwirkten Strafe überſchritten

würde ; wo dagegen die außer der ſchwerſten Strafe verwirkte
Strafe nur unbedeutend iſt G3. B. wenn ſchon die ſchwerſte

Strafe fünf Jahre Arbeitshaus beträgt und durch die übrigen

Verbrechen noch zwei Jahre Arbeitshaus verwirkt wären ) ,

geſtattet der Geſetzgeber — im Intereſſe der Beſchränkung

jenes Uebergangs — nicht , zum Zuchthaus überzugehen ,

ſondern läßt dann nur ſechsjähriges Arbeitshaus erkennen .

Für den Fall , wo das geſetzlich höchſte Maaß der Zucht⸗

hausſtrafe ( zwanzig Jahre ) durch Hinzurechnen anderer

Strafen zur ſchwerſten überſchritten werden müßte , z. B .

wenn das ſchwerſte Verbrechen ſchon achtzehn Jahre Zucht⸗

haus nach ſich zieht , und noch drei Verbrechen verübt ſind ,

von welchen jedes ſechsjähriges Zuchthaus nach ſich ziehen

würde , mußte geſtattet werden ( §. 150 ) , die Zuchthausſtrafe

ausnahmsweiſe bis zu 30 Jahren zu erkennen . Der Richter

wird daher auch in ſolchen Fällen nie berechtigt ſeyn ,

lebenslängliche Strafe auszuſprechen . Für den Fall endlich ,

wo Todes - oder lebenslängliche Zuchthausſtrafe ſchon ver⸗

wirkt iſt , mußte es unſtatthaft erſcheinen , daß wegen anderer

verwirkten Strafen noch Zuſätze erkannt würden C . 1510 ;

Freiheitsſtrafen mußten natürlich als unanwendbar von ſelbſt

wegfallen ; Geldſtrafen erſchienen aber im Verhältniß zu

der ſchon verwirkten höchſten Strafe ſo unbedeutend , daß

ihre Erkennung neben den zwei genannten ſchwerſten Strafen

alle Rückſichten der Schicklichkeit verletzt hätte . Daß da , wo

die ſchwerſte Strafe Zuchthaus iſt , die nur mit Amtsge⸗

fängniß bedrohten Verbrechen gar nicht in Berechnung fom -

men , brauchte im Geſetze nicht geſagt zu werden , weil die

Verwandlung des Amtsgefängniſſes in Zuchthaus nach der

im §. 136 gegebenen Vorſchrift nicht gedenkbar ift , und

bei der ohnehin eintretenden , vom Richter gehörig ausge⸗

——ůů——ꝛ—
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meſſenen Zuchthausſtrafe das geringe , nur mit Amtsge⸗

fängniß bedrohte Verbrechen , keiner eigenen Beſtrafung

bedarf .

V.

Von der Verjährung in Strafſachen .

Der Entwurf hat eine doppelte Art von Verjährung in

Strafſachen angenommen , nämlich

4) die Verjährung der gerichtlichen Verfol⸗

gung der Verbrechen , in ſo fern dieſe nicht innerhalb der

durch das Geſetz für die Verjährung beſtimmten Frrſten ſtatt

findet ; ſodann

2 ) die Verjährung der erkannten Strafen ſelbſt ,
wenn das Strafurtheil innerhalb der für dieſe Verjährung

angeordneten längern Friſten unvollzogen geblieben iſt .

Es wird nur weniger Bemerkungen bedürfen , um- die

Gründe , auf denen die Beſtimmungen des Entwurfs be⸗

ruhen , klar zu machen .

Das Inſtitut der Verjährung , im Kreiſe des bürger⸗

lichen Rechts für die Ruhe der Geſellſchaft , und die

Sicherheit der Privatrechte des Einzelnen allgemein als

nothwendig erkannt , iſt es nicht minder in Strafſachen .

Die Güter , welche der Bürger vor den Schranken des Krimi⸗

nalgerichts zu vertheidigen hat , — Leben, Freiheit , Ehre , —

müſſen aus gleichen Gründen , wie jene Privatrechte , im

Ablauf gewiſſer längerer Zeiträume eine Sicherſtellung gegen

die Gefahren weiterer oder immer wiederkehrender Verfol⸗

gungen finden .
6 .



8⁴

Es kommen aber zu jenen Gründen noch andere von nicht
minderem Gewicht hinzu , wenn von der Verjährung in
Strafſachen , insbeſondere von der Verjährung der ge⸗

richtlichen Verfolgung der Verbrechen die Rede iſt .

Nach dem Ablauf ſolcher Zeiträume , wie ſie der Entwurf
als Friſten für dieſe Art der Verjährung annimmt , iſt es der

Natur der Sache nach in der großen Mehrzahl der Fälle
nicht mehr möͤglich, die Thatſachen , die den Thatbeſtand des

Verbrechens ausmachen ſollen , oder die Umſtände und Per⸗

ſonalverhältniſſe , welche die Art des Verſchuldens und das

Maaß der Strafbarkeit beſtimmen müſſen , mit der Genauig⸗
keit und Zuverläßigkeit noch auszumitteln , welche für die

Zwecke der Strafrechtspflege das Intereſſe materieller

Wahrheit und ſtrenger Gerechtigkeit überall als

unerläßlich fordern muß . Ganz beſonders aber wird der

Vertheidigungsbeweis , die Ausmittlung und Auf⸗

klärung der Entſchuldigungsthatſachen durch die Länge
der Zeit erſchwert , oder unmöglich gemacht werden , ſo daß
die Vertheidigung gegen Anklagen , die erſt Jahre lang nach
dem vorgekommenen Verbrechen angeſtellt werden , meiſtens
mit kaum überwindlichen Schwierigkeiten verbunden zu ſeyn

pflegt . Es wird deßhalb eine gerichtliche Procedur in Straf⸗

ſachen , die erſt nach dem Ablaufe ſolcher Zeiträume ſtatt

findet , nur ſelten zu eben ſo ſichern und zuverläßigen Reſul⸗
taten führen , wie man ſie für Thatſachen fordern muß , auf

welche das Urtheil über Freiheit und Ehre , oder Leben und

Tod des Bürgers gebaut werden ſoll .
Wenn tiefe Gründe feine Anwendung finden auf die anz

dere Art der nach dem Beiſpiele des Franzöſiſchen und

des Entwurfs des Würtembergiſchen Strafgeſetzbuchs in das

Geſetz aufgenommenen Verjährung , nämlich auf die Verjäh⸗

rung erkannter Strafen , ſo ſpricht hingegen für dieſe mit

gleichem Gewicht , wie für jene erſtere , der beſondere weitere

Grund , daß der Ablauf längerer Zeiten mit dem Andenken

——————
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an bie Uebelthat auch das Intereſſe der Staatsgeſellſchaft au

der Beſtrafung derſelben in allen Faͤllen ſchwächt , in vielen

ſogar ganz aufhebt , ſo daß der Vollzug von Strafurtheilen

nach dem Ablauf ſolcher Zeiträume von der Gerechtigkeit

nicht gefordert , und von der Kriminalpolitik als unzu⸗

läßig verworfen wird , weil ſolcher , nicht mehr als Akt der

Gerechtigkeit erſcheinend , neben dem Mitleid für den Be⸗

ſtraften vielleicht nur widrige Eindrücke gegen die Straf⸗

geſetze ſelbſt und deren Vollſtrecker hervorzurufen geeignet

ſeyn kann .

Eine Ausnahme würde natürlich dann eintreten , wenn

der Thäter in dieſer Zwiſchenzeit ſich gleicher oder gleichar⸗

tigerVerbrechen von neuem ſchuldig gemacht hätte . Es hat

deßhalb der Entwurf ( §. 173 ) ſolche neue Uebertretung als
einen beſondern Grund angeſehen , wodurch die ſe Art von

Verjährung unterbrochen wird . Es durfte aber dieſer Unter⸗

brechungsgrund bei der andern Art der Kriminalverjäh⸗

rung keine Anwendung finden , weil die eigenthümlichen

Gründe , auf welchen ſie beruht , — die Schwierigkeiten

des verſpäteten Beweiſes überhaupt , und des Verthei⸗

digungsbeweiſes insbeſondere , — in Bezug auf den

frühern Vorgang mit ihrem Vollgewicht fortwirken , ohne daß
darauf etwas ankommt , welche Handlungen von Seiten des

Thäters in der Folge auch immer vorkommen mögen .

Einen , beiden Arten gemeinſchaftlichen , Grund der Unter⸗

brechung bilden dagegen gerichtliche Handlungen ,

welche in der Zwiſchenzeit gegen den Angeſchuldigten ( §. 168 )

oder gegen den Verurtheilten ( §. 173 Nr . Y gerichtet worden

ſind . Nur bei Uebertretungen , deren gerichtliche Verfolgung

und Beſtrafung blos auf Begehren oder Anklage des

Betheiligten ſtatt findet , gelten abweichende Beſtimmungen

( § . 166 Nr . 3, vergl . mit §. 168 ) , wornach gerichtliche

Handlungen , Dié im Laufe der bei ihnen geltenden zweijaͤh⸗

rigen Präfcriptionsfriſt vorkommen , die Verjährung in der
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That nicht unterbrechen , dagegen aber der Betheiligte
|

dadurch , daß er vor Ablauf dieſer Zeit die gerichtliche Verfol⸗ |
gung gegen den Thäter einleitet , oder , ſo fern ihm dieſer nicht |

bekannt iſt , wenigſtens von der That ſelbſt die gerichtliche |
Anzeige macht , ſo viel bewirkt , daß nun ſtatt der zwei⸗
jährigen Friſten die regelmäßige ebenfalls vom Augenblick
der verübten That beginnende zehnjährige Präſcription
eintritt , in fo fern nicht bei einzelnen Uebertretungen dieſer
Art , wie z. B. bei Verläumdungen und Ehrenkränkungen , |

durch beſondere Geſetze kürz ere Friſten angeordnet ſind .
Man fand den Grund zu dieſer Abweichung und zur Beſtim⸗
mung ſolcher laͤngern Dauer der Verjährungsfriſt vorzüglich
darin , daß man es mit Recht vermeiden wollte , ſtatt von
dem ſichern Zeitpunkt der verübten That , den Lauf der Ver⸗

jaͤhrung von der unſichern Zeit anfangen zu laſſen , da der Be⸗
|

theiligte von der That und dem Thäter Kenntniß erlangt |
hat, weil dieſer Umſtand vielfältig ungewiß bleibt , und bei ſolcher l
Beſtimmung der Betheiligte in aller Folgezeit noh immer mit
dem Vorgeben auftreten mag , daß er von der That , oder

doch von dem Thaͤter nicht früher Kenntniß erhalten habe , und
eine Verjährung darnach noch überall nicht eingetreten ſey.

Ueber die im Entwurfe angenommenen Verjähr ungs⸗ |

friſten im Allgemeinen bleibt endlich nur ſo viel noch zu |
bemerken übrig , daß die weſentliche Verſchiedenheit der

|

Gründe , auf weihen jede der beiden Verjährungsarten be⸗ l

ruht , nothwendig auch zur Anordnung von Friſten von we⸗ l
ſentlich verſchiedener Daner für jede derſelben fuͤhren |
mußte . Die Friſten für die Verjährung der gerichtlichen
Verfolgung mußten darnach viel kürzer beſtimmt wer⸗

den , als die Friſten für die Verjährung erkannter Stra⸗

fen . Die Möglichkeit einer zuverläßigen Beweisführung ,
beſonders in Anſehung der Entſchuldigungsthatſachen , er⸗

löſcht viel eher , als das Andenken an eine Uebelthat , und

das Intereſſe der Geſellſchaft an der Beſtrafung derſelben .
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Von beträchtlicher Dauer mußten übrigens die Friſten für

beide Arten der Verjährung ſeyn , wenn das Inſtitut nicht zu

ſchädlicher Begünſtigung der Verbrechen und Verbrecher

führen ſollte . Es hat aber jene lange Dauer nothwendig die

Folge , daß in nicht ſeltenen Fällen der Angeſchuldigte oder

Verurtheilte zu einer Zeit ergriffen wird , wo die Verjaͤhrung

zwar nicht vollendet , aber doch ihrem Ende nahe , vielleicht

nur um Tage noch davon entfernt iſt . Ein Zufall , durch den

ſeine Ergreifung um kurze Zeit hinausgeſetzt worden waͤre,

hätte ihn gegen alle gerichtliche Verfolgung und Beſtrafung

für immer ſicher geſtellt . Soll er jetzt gleichwohl eben ſo be⸗

handelt werden , als wenn eine Verjährung noch überall nicht

begonnen hätte ? Es iſt nicht zu läugnen , daß darin etwas

Widerſtrebendes liegt , und daraus leicht erklärlich , wie die

Praxis und die Wiſſenſchaft früher ziemlich allgemein , ob⸗

ſchon ohne Geſetz , zu dem Satze gekommen waren , daß der

Ablauf der halben Verjährungszeit überall als Straf⸗

milderungsgrund zu gelten habe . Vielleicht würde eine

angemeſſene Abhülfe gefunden ſeyn , wenn die Geſetz⸗

gebung ſich eine Beſtimmung des Inhalts aneignen würde ,

„ daß der Ablauf einer die Hälfte der Verjährungsfriſt über⸗

ſchreitenden Zeit die ſonſt verwirkte Strafe in dem nämlichen

Verhältniſſe mindern fole , in welchem die Hälfte der Ver⸗

jährungsfriſt ſelbſt im einzelnen Fall überſchritten ſey . “ —

Wo eine geſetzliche Beſtimmung gleicher oder ähnlicher Art

nicht beſteht , wird die Begnadigung die Hülfe zu bieten

haben , deren man in ſolchen Fällen bedarf , um die Forde⸗

rungen des materiellen Rechts mit dem formellen auszuſöhnen .




	[Seite]
	[Seite]
	Inhaltsanzeige
	[Seite]
	[Seite]

	I. Titel. Von strafbaren Handlungen, und den Personen, welche den Strafgesetzen unterworfen sind
	[Seite]
	Seite 2

	II. Titel. Von den Strafen
	1. Kapitel. Peinliche Strafen
	[Seite]
	Seite 4
	Seite 5
	Seite 6
	Seite 7
	Seite 8

	2. Kapitel. Bürgerliche Strafen
	Seite 8
	Seite 9
	Seite 10
	Seite 11

	3. Kapitel. Von den Schärfungen und dem Vollzug der Strafen.
	Seite 11
	Seite 12
	Seite 13
	Seite 14


	III. Titel. Von der Zurechnung
	Seite 15
	Seite 16
	Seite 17
	Seite 18
	Seite 19
	Seite 20

	IV. Titel. Von dem Vorsatze und der Fahrläßigkeit, von Vollendung und Versuch, von Urhebern und Gehülfen
	Seite 21
	Seite 22
	Seite 23
	Seite 24
	Seite 25
	Seite 26
	Seite 27
	Seite 28
	Seite 29
	Seite 30

	V. Titel. Von der Anwendung völlig bestimmter Strafgesetze, von Strafmilderung und Strafverwandlung
	Seite 31
	Seite 32
	Seite 33

	VI. Titel. Von der Anwendung unbestimmter Strafgesetze
	Seite 34
	Seite 35
	Seite 36

	VII. Titel. Von der Bestrafung zusammentreffender Verbrechen
	Seite 37
	Seite 38
	Seite 39
	Seite 40

	VIII. Titel. Von der Bestrafung des Rückfalls
	Seite 41
	Seite 42
	Seite 43

	IX. Titel. Von der Verjährung der Strafen, und der gerichtlichen Verfolgung strafbarer Handlungen
	Seite 44
	Seite 45
	Seite 46

	Motive
	[Seite]
	[Seite]
	[Seite]
	Seite 50
	Seite 51
	I. Ueber das Strafsystem
	Seite 51
	Seite 52
	Seite 53
	Seite 54
	Seite 55
	Seite 56
	Seite 57
	Seite 58
	Seite 59
	Seite 60
	Seite 61
	Seite 62
	Seite 63
	Seite 64

	II. Ueber die Grundsätze des Entwurfs bei Bestimmung des Umfangs des Strafgebiets
	Seite 64
	Seite 65
	Seite 66
	Seite 67
	Seite 68
	Seite 69
	Seite 70
	Seite 71

	III: Ueber die Eintheilung der strafbaren Handlungen in Verbrechen und Vergehen
	Seite 72
	Seite 73
	Seite 74

	IV. Von dem richterlichen Ermessen
	Seite 75
	Seite 76
	Seite 77
	Seite 78
	Seite 79
	Seite 80
	Seite 81
	Seite 82
	Seite 83

	V. Von der Verjährung in Strafsachen
	Seite 83
	Seite 84
	Seite 85
	Seite 86
	Seite 87
	[Seite]



